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Vorbemerkung der Fragesteller: 
Mehr als 1,2 Mrd. Menschen auf der Welt leben von weniger als 1 Dollar pro 
Tag, weitere 2,7 Mrd. Menschen haben weniger als 2 Dollar zur Verfügung. Über 
840 Mio. Menschen leiden unter chronischem Hunger. Jedes Jahr sterben 11 Mio. 
Kinder - die meisten unter fünf Jahren - und mehr als sechs Mio. von ihnen an 
vermeidbaren Krankheiten wie Malaria, Durchfall und Lungenentzündung. 114 
Mio. Kinder besuchen keine Grundschule und 584 Mio. Frauen sind Analphabe-
ten. Mehr als eine Mrd. Menschen haben keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser 
und über zwei Mrd. haben keinen Zugang zu grundlegender Abwasserentsorgung.  
Mit den acht UN-Millenniumszielen hat die internationale Gemeinschaft im Jahre 
2000 ihren Willen zur wirkungsvollen Bekämpfung extremer Armut festgeschrie-
ben. Erreicht werden sollen die Ziele bis spätestens 2015. Im Rahmen des soge-
nannten "Monterrey-Konsensus" (UN-Konferenz über Entwicklungsfinanzierung) 
hat sich die internationale Gemeinschaft im Jahre 2002 über Wege geeinigt, wie 
die ehrgeizigen Ziele der Millenniumserklärung finanziert werden können. Kern 
des Übereinkommens ist, dass die internationale Gemeinschaft ihre Mittel für die 
Entwicklungszusammenarbeit erhöhen soll.  
Ein Anfang ist gemacht: Der Haushalt des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung stieg 2007 um 324 Mio. € oder 7,61 v.H. Die 
Bundesregierung hat damit ihren Willen bekräftigt, dass die Bundesrepublik ihren 
Beitrag zur Verwirklichung der Monterrey-Vereinbarung leisten wird.  
Bedauerlicherweise und unverständlich hat Hessen seine Mittel für die Entwick-
lungszusammenarbeit in den letzten Jahren erheblich reduziert, Fortschritte bei der 
Verwirklichung eines fairen öffentlichen Handels sind nicht erkennbar. Dabei ver-
kennt die Landesregierung, dass Entwicklungspolitik der Länder nicht nur den öf-
fentlichen Verpflichtungen gemäß den MDG (Millenium Development Goals) und 
der UN-Dekade "Bildung für eine nachhaltige Entwicklung" nachkommt und oh-
nehin ein Gebot der Menschlichkeit ist, sondern mehr denn je auch aktive Frie-
dens- und Sicherheitspolitik.  
Durch die Unterstützung einer nachhaltigen Entwicklung in den Regionen der Welt 
mit Entwicklungsbedarf erschließen sich auch in Hessen mittel- und langfristig 
menschliche und wirtschaftliche Kontakte, die hierzulande Arbeitsplätze sichern 
sowie zu mehr Sicherheit und zur Krisenprävention beitragen. Hessen unterlässt 
es, seinen Anteil an einer gerechten und sozialen Ausgestaltung der Globalisierung 
beizutragen. 

 
Vorbemerkung des Ministers für Wirtschaft, Verkehr und  
Landesentwicklung: 
Hessen ist wie kein anderes Bundesland in Deutschland durch die Internatio-
nalität seines Standorts geprägt. Diese Internationalität ist ein wesentlicher 
Faktor, sodass für internationale Investoren und die Handelspartner in der 
ganzen Welt "an Hessen kein Weg vorbeiführt". Dies sichert Beschäftigung, 
schafft neue Arbeitsplätze und ist eine wichtige Voraussetzung für den Spit-
zenplatz Hessens im Wettbewerb der Wirtschaftsregionen.  
 
Im Außenhandel Hessens werden unter den Vorzeichen der weiteren Globa-
lisierung der Märkte große Entwicklungspotenziale in den Ländern in La-
teinamerika, im Nahen und Mittleren Osten, in den asiatischen Staaten und 
in Afrika gesehen. Viele dieser Länder sind dabei, sich als Emerging Mar-
kets zu etablieren. Viele Staaten in diesen Regionen sind Entwicklungsländer 
und durch wirtschaftliche Zusammenarbeit werden diese Länder in ihrem 
Entwicklungsprozess gestärkt. 

Eingegangen am 6. Juli 2007   ·   Ausgegeben am 16. Juli 2007  
Druck und Auslieferung: Kanzlei des Hessischen Landtags   ·   Postfach 3240   ·   65022 Wiesbaden  

Drucksache 16/7554  

 

 06. 07. 2007 
 
 
 

16. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 



2 Hessischer Landtag   ·   16. Wahlperiode   ·   Drucksache 16/7554  

 

In der Diskussion mit den Akteuren der Entwicklungszusammenarbeit in 
Hessen wurden regionale Schwerpunkte festgelegt. Hessens Projektförde-
rung ist auf regionale Schwerpunkte in Südasien und in China, im Nahen 
und Mittleren Osten sowie in Südamerika auf die zentralamerikanischen 
Länder und auf die Andenregion ausgerichtet. Neben den regionalen 
Schwerpunkten wurden mit den entwicklungspolitischen Partnern inhaltliche 
Anforderungen vereinbart: Wirtschaftliche Entwicklung schafft die notwen-
digen Grundlagen für die Bekämpfung der Armut. Die Stärkung des privat-
wirtschaftlichen Sektors in den Entwicklungsländern fördert Wachstum und 
Beschäftigung, sie verbessert die Qualifizierung von Arbeitskräften und 
schafft Einkommen. Hessen hat deshalb seine Förderung auf Projekte kon-
zentriert, die wirtschaftliches Handeln stärken, und auf wirtschaftsnahe 
Maßnahmen, die den Partnern in den Entwicklungsländern die Integration in 
den Weltmarkt erleichtern. Hessen fördert Aus- und Weiterbildungsprojekte, 
die Vermittlung von Know-how und die Stärkung marktwirtschaftlicher 
Strukturen - vom Selbsthilfeprojekt bis zur Qualifizierung von Fachkräften 
bei der Einführung integrierter Managementsysteme.  
 
Hessen setzt auf das Prinzip der Subsidiarität und fördert Projekte aus dem 
Kreis von Nicht-Regierungsorganisationen. Die Landesförderung verstärkt 
so die in ehrenamtlichem Engagement gesammelten Ressourcen und er-
schließt zusätzliche Fördermöglichkeiten durch dritte Partner.  
 
Die Anmerkungen der Fragesteller zu den Beiträgen Hessens zum Erreichen 
der Milleniumsziele sind zu korrigieren. Hessen konnte seine Leistungen zur 
öffentlichen Entwicklungshilfe systematisch ausweiten. Die Entwicklungszu-
sammenarbeit in Hessen ist durch ehrenamtliches Engagement vieler Men-
schen in Schulen und Hochschulen, in Jugendgruppen und Kirchengemeinden, 
in Vereinen und Initiativen geprägt. So leistet Hessen einen aktiven Beitrag 
zur Stärkung von Entwicklung und Wachstum in den Entwicklungsländern. 
 
Diese Vorbemerkungen vorangestellt, beantworte ich im Namen der Landes-
regierung die Große Anfrage im Einvernehmen mit dem Chef der Staats-
kanzlei, dem Minister der Finanzen, der Kultusministerin, de m Minister des 
Innern und für Sport, dem Minister für Wissenschaft und Kunst und dem 
Minister für Umwelt, ländlichen Raum und Verbraucherschutz wie folgt: 
 
I. Eckpunkte der hessischen Entwicklungszusammenarbeit  
 
Frage 1. a) Inwiefern orientiert sich die hessische Entwicklungszusammenarbeit an der 

Verpflichtung, dass Hessen - wie die anderen Bundesländer - zur Erreichung 
der acht UN-Millenniumsziele beitragen will?  

 
In ihrem gemeinsamen Gespräch mit dem Bundeskanzler am 17. Juni 2004 
bekräftigten die Regierungschefs der Länder ihre Bereitschaft, zur Umset-
zung der von den Staats- und Regierungschefs dieser Erde im Jahr 2000 im 
Rahmen der Vereinten Nationen beschlossenen Millenniumserklärung und 
der daraus abgeleiteten Millenniums-Entwicklungsziele (MDGs) beizutra-
gen. Dabei würdigte der Bundeskanzler die wichtige Rolle der Bundesländer 
für die deutsche Entwicklungspolitik, die sie sowohl durch ihre Entwick-
lungszusammenarbeit als auch durch ihre entwicklungspolitische Informati-
ons- und Bildungsarbeit wahrnehmen. 
Die Landesregierung fühlt sich dieser Aufgabe verpflichtet. Dies entspricht 
dem Regierungsprogramm für das Land Hessen "Verantwortung für heute - 
Visionen für morgen", das unter anderem bürgerschaftliches Engagement 
und Weltoffenheit als Grundwerte für politisches Handeln hervorhebt und 
die Herausforderungen der Globalisierung offensiv annimmt. 
Unter Nutzung der komparativen Stärken der Entwicklungspolitik auf Lan-
desebene im Rahmen der deutschen Entwicklungspolitik folgt sie dabei den 
Prinzipien der Subsidiarität und Komplementarität sowie der Nachhaltigkeit 
und richtet sich aus am Partnerbedarf. Dies geschieht durch die Förderung 
von Nichtregierungsorganisationen und durch die Verstärkung der Eigenmit-
tel und Spenden dieser Organisationen für ausgewählte Projekte. Es ist das 
Ziel, auf diesem Weg einen Beitrag zur Mobilisierung, Festigung und Stär-
kung nachhaltiger Entwicklungsprozesse in Entwicklungsländern zu leisten. 
Wirtschaftliche Entwicklung ist eine notwendige Voraussetzung für Armutsbe-
kämpfung und damit auch zur Umsetzung der Millenium-Entwicklungsziele 
(MDGs). Auch zeigen Untersuchungen, dass es weltweit eine deutliche Korre-
lation zwischen der Wohlfahrt der Menschen in einem Land und seiner Teil-
nahme am Welthandel gibt. 
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Hessen stellt sich den Herausforderungen der Globalisierung auch in der 
Entwicklungspolitischen Zusammenarbeit. In ihrem wirtschaftsorientierten 
entwicklungspolitischen Ansatz konzentriert sich die Hessische Landesregie-
rung auf die Förderung von Selbsthilfeprojekten, die wirtschaftliches Han-
deln stärken, und auf wirtschaftsnahe Maßnahmen, die den Partnern in den 
Entwicklungsländern die Eingliederung in den Weltmarkt erleichtern. Ge-
fördert werden in diesem Zusammenhang im Verantwortungsbereich des 
Hessischen Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung 
vor allem Aus- und Weiterbildungsprojekte, die Vermittlung von Know-how 
und die Stärkung marktwirtschaftlicher Strukturen. 
Das Kultusressort unterstützt mit dem größten Einzelbetrag hessischer Ent-
wicklungspolitik die Landesstelle Hessen für gewerbliche Berufsförderung in 
Entwicklungsländern mit Sitz in Groß-Gerau. Hier werden Lehrkräfte und 
betriebliche Ausbilder vor allem in den Bereichen Elektrotechnik, Elektronik 
und Informationstechnik fortgebildet. Zielsetzung ist der Ausbau der berufli-
chen Bildung und der Gewerbeförderung in den Partnerländern. 
Das Ministerium für Wissenschaft und Kunst vergibt Stipendien an ausländi-
sche Studierende in Hessen, aber auch in Entwicklungsländern. Es pflegt 
darüber hinaus die internationale Hochschul- und Wissenschaftskooperation 
auch mit Entwicklungsländern. 
Damit leistet Hessen einen langfristigen Beitrag zur Mehrung von Wohl-
fahrt, Minderung von Armut und somit auch zur Umsetzung der MDGs. 
 
 b) Wo ist das konzeptionell niedergelegt?  
 
Sowohl in den Grundlinien der hessischen entwicklungspolitischen Zusam-
menarbeit (Internetseiten des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft, Ver-
kehr und Landesentwicklung HMWVL und der Hessen Agentur), in dem 
Tagungsbericht der Länderperspektivkonferenz Entwicklungszusammenar-
beit am 21./22. April 2005 im HMWVL "Praxis und Perspektiven der ent-
wicklungspolitischen Zusammenarbeit mit der Wirtschaft auf Länderebene" 
und in dem Positionspapier "Entwicklungspolitische Zusammenarbeit Hes-
sens - Eckpunkte" des HMWVL vom 1. November 2004 wird diese Aus-
richtung deutlich (der Bericht wie das Positionspapier können im HMWVL 
bestellt werden).  
 
 c) Welche Beiträge leistet Hessen ganz konkret zur Verwirklichung der acht UN-

Millenniumsziele (bitte für jedes Ziel Maßnahmen und Budgets benennen)?  
 
Die entwicklungspolitischen Maßnahmen der Landesregierungen lassen sich 
von der Sache her nicht eindeutig jeweils einem bestimmten der acht MDGs 
zuordnen. Deshalb können Kriterien der Projektförderung nicht auf die Sys-
tematik der Millenniumsziele übertragen werden. 
 
Frage 2. a) Wie hoch ist der Anteil Hessens an den Leistungen im Rahmen der Öffentli-

chen Entwicklungshilfe der Bundesländer (ohne Studienplatzkosten für Studen-
ten aus Entwicklungsländern) absolut und prozentual im Vergleich mit den an-
deren Bundesländern im Jahr 2006 (bitte für jedes Bundesland benennen)?  

 
Die Angaben für das Berichtsjahr 2006 liegen noch nicht vor, da diese erst 
jetzt erhoben werden. Die Zahlen für 2005 können der Anlage A "ODA-
Leistungen der Bundesländer 2000 bis 2005" entnommen werden. 
 
 b) Wie setzt sich dieser Betrag in Hessen zusammen?  
  Die Auflistung der Projekte Hessens für 2005 sind aufgeführt in Anlage B 

"ODA 2005 Bundesländer-Hessen ". 
 
 c) Wie hoch war dieser Betrag in den Jahren 2003, 2004 und 2005 absolut und 

prozentual im Vergleich mit den anderen Bundesländern (bitte für jedes Bun-
desland einzeln benennen)?  

 
Die Zahlen für 2003 bis 2005 können der Anlage A "ODA-Leistungen der 
Bundesländer 2000 bis 2005" entnommen werden. 
 
Frage 3. a) Wie und mit welcher Ausstattung will das Land Hessen zu den ODA-

Verpflichtungen (Official Development Aid) der Bundesrepublik Deutschland, 
bis 2010 einen Wert von 0,51 und bis 2015 0,7 zu erreichen, beitragen?  

 
Auf Antwort 1 a wird verwiesen. 
 
 b) Welche Erhöhungen sind dazu in den kommenden Jahren geplant?  
 
Die Entscheidungen zur Mittelausstattung erfolgen jährlich, sie werden vom 
Haushaltsgesetzgeber mit seinen Entscheidungen über den Landeshaushalt 
getroffen.  
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Frage 4. a) Wie hoch ist der Anteil Hessens an den Studienplatzkosten für Studenten aus 
Entwicklungsländern absolut und prozentual im Vergleich mit den anderen 
Bundesländern im Jahr 2006 (bitte für jedes Bundesland einzeln benennen)?  

 
Das Statistische Bundesamt veröffentlicht jährlich einen Bericht über die 
Studierenden aus Entwicklungsländern und die Studierenden aus "Über-
gangsländern bzw. Übergangsgebieten". Dieser Bericht enthält die Anzahl 
der Studierenden (nach den einzelnen Ländern) und die Studienplatzkosten 
für diese Studierenden. Die Anzahl der Studierenden nach den einzelnen 
Bundesländern ermittelt das Statistische Bundesamt anhand der amtlichen 
Statistik. Die Studienplatzkosten generell werden vom Statistischen Bundes-
amt aufgrund von Erhebungen bei den Finanzministerien der Länder errech-
net (siehe auch die Broschüre "Hochschulen auf einen Blick" des Statisti-
schen Bundesamtes). Die hier errechneten Kosten pro Studierenden werden 
mit den Studierenden aus Entwicklungsländern multipliziert und dann als 
"Studienplatzkosten für Studierenden aus Entwicklungsländer" ausgewiesen. 
 
 b) Wie setzt sich dieser Betrag zusammen?  
 
Als Anlage C sind Tabellen beigefügt, die die Studierenden aus Entwick-
lungsländern insgesamt, die Studienplatzkosten insgesamt und die Kosten 
pro Studierenden nach den einzelnen Bundesländern in den Jahren 2002 bis 
2004 ausweisen. Aktuellere Daten stehen zurzeit noch nicht zur Verfügung. 
 
 c) Wie hoch war dieser Betrag in den Jahren 2003, 2004 und 2005 absolut und 

prozentual im Vergleich mit den anderen Bundesländern (bitte für jedes Bun-
desland einzeln benennen)?  

 
Bei der Anzahl der Studierenden und den Kosten wurde von einem prozen-
tualen Vergleich abgesehen. Sinnvoll wäre ein solcher prozentualer Ver-
gleich nur dann, wenn er auf die Bevölkerung bzw. auf die Studierenden 
insgesamt bezogen würde, da ansonsten "große" Länder wie Nordrhein-
Westfalen oder Baden-Württemberg immer die oberen Ränge einnehmen 
würden. 
 
Frage 5. a) Welche Schwerpunkte setzt das Land Hessen bei der Förderung der Entwick-

lungszusammenarbeit, regional und sektoral?  
 
Die regionalen Schwerpunkte hessischer entwicklungspolitischer Zusam-
menarbeit sind: 
- Naher und Mittlerer Osten, Nordafrika (MENA): 
 In dieser Region bilden Projekte in den Palästinensischen Autonomiege-

bieten einen Schwerpunkt. 
- Asien: 
 Südasien und VR China (insb. die Partnerprovinzen Hunan und Jiangxi). 
- Lateinamerika: 
 Zentralamerika und die Andenregion. 
 Gemäß Wunsch des Hessischen Landtags ist zudem eine Projektförde-

rung in den beiden afrikanischen Ländern Mali und Malawi möglich. 
 In seinen sektoralen Schwerpunkten konzentriert sich die Landesregie-

rung auf Projekte, die wirtschaftliches Handeln stärken, sowie auf wirt-
schaftnahe Maßnahmen, die den Partnern in den Entwicklungsländern 
auch längerfristig die Eingliederung in den Weltmarkt erleichtern. 

 
 b) Wie sind diese Schwerpunkte begründet?  
 
Die regionale Schwerpunktsetzung liegt begründet in: 
- bestehenden Kooperationen zwischen Initiativen und Unternehmen in 

Hessen mit Partnern in den jeweiligen Entwicklungsländern, 
- in der Berücksichtigung der Potenziale der wirtschaftlichen Zusammen-

arbeit und der Entwicklung in den jeweiligen Ländern, 
- in einer möglichst engen regionalen Verzahnung mit der hessischen Au-

ßenwirtschaft als Teil des hessischen Außenauftritts. 
Die sektorale Schwerpunktsetzung in dem entwicklungspolitischen Aufga-
benbereich, der seitens des Bundes als "Wirtschaftsreform und Aufbau der 
Marktwirtschaft (WiRAM) - heute: Nachhaltiges Wirtschaften" - definiert 
wurde, begründet sich zum einen in der notwendigen Konzentration von 
Maßnahmen bei begrenzten Mitteln, zum anderen in der Betonung von wirt-
schaftlicher Entwicklung als notwendiger Voraussetzung von Armutsbe-
kämpfung. Die Stärkung des marktwirtschaftlichen Sektors fördert Wachs-
tum, Beschäftigung, Qualifizierung von Arbeitskräften und schafft Einkom-
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men. Zugleich ist dies ein Beitrag, in den Entwicklungsländern die Rahmen-
bedingungen für privatwirtschaftliches Auslandsengagement verbessern zu 
helfen. 
 
 c) Wo ist das konzeptionell niedergelegt?  
 
Die Grundlinien der hessischen entwicklungspolitischen Zusammenarbeit 
sind sowohl auf den Internetseiten des Hessischen Ministeriums für Wirt-
schaft, Verkehr und Landesentwicklung als auch der Hessen Agentur veröf-
fentlicht.  
Die konzeptionelle Ausrichtung entspricht zudem den Ergebnissen der ent-
wicklungspolitischen Länderperspektivkonferenz "Praxis und Perspektiven 
der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit mit der Wirtschaft auf Länder-
ebene" vom 21. bis 22. April 2005 in Wiesbaden. 
 
 d) Worin macht sich jeweils konkret die Schwerpunktsetzung fest (Vergabe von 

Fördermitteln, Eigenaktivitäten, etc.)?  
 
Bei der Vergabe von entwicklungspolitischen Fördermitteln werden die 
regionalen und sektoralen Schwerpunkte vorrangig berücksichtigt. 
 
 e) Welche Planungen gibt es für die Zukunft: Erweiterung, Festigung oder 

Ausbau der Schwerpunkte?  
 
Die Landesregierung beabsichtigt, diese Schwerpunkte im Dialog mit den 
wesentlichen Akteuren aus Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft 
weiter zu festigen. 
 
Frage 6. a) In welchen Ländern/Regionen leistet Hessen derzeit Projekthilfe?  
 
Projekthilfe leistet Hessen gegenwärtig in Ländern, die den regionalen 
Schwerpunkten, angehören. Auf die Antwort zu I.5 a wird verwiesen. 
 
 b) Wie lange werden diese Projekte bereits unterstützt, wie lange ist die Förde-

rung vorgesehen?  
 
Die Projektförderung erfolgt jahresweise und projektbezogen. Die Antrag-
stellung durch Nichtregierungsorganisationen zur Förderung ihrer einzelnen 
Vorhaben geschieht jährlich, eine mehrjährige Förderung ist im Ausnahme-
fall möglich. 
 
 c) Bei welchen dieser Projekte und in welchem Umfang kommt es zur Zusammen-

arbeit mit Privatunternehmen, unter anderem in Public-Private-Partnership-
Projekten (PPP)?  

 
Über Beispiele der Zusammenarbeit mit hessischen Privatunternehmen im 
Rahmen von Public-Private-Partnership in den Ländern Bangladesh, Chile, 
China, Indien, Jemen, Kuba und Peru sowie in den Palästinensischen Gebie-
ten liegen Informationen vor. Auf die nachfolgende Antwort zur Frage I.6 d 
wird verwiesen. 
 
 d) Welche hessischen Unternehmen engagieren sich in entwicklungsrelevanten 

PPP-Projekten und in welchen Ländern?  
 
Es handelt sich um Unternehmen unter anderem aus den Bereichen Infra -
struktur, Informationstechnologie, Medizintechnik und Pharmawirtschaft. 
Auf einzelne Unternehmen bezogene Auskünfte können nicht erteilt werden. 
 
 e) Welche dieser Projekte sind solche von Nichtregierungsorganisationen, die 

von Hessen unterstützt bzw. gefördert werden?  
  Woraus besteht diese Unterstützung bzw. Förderung?  
 
Die bekannten Beispiele wurden von hessischen Nichtregierungsorganisationen 
unterstützt und wurden teilweise auch finanziell durch das Land gefördert. 
 
Frage 7. In der Antwort der Kleinen Anfrage Drucks. 16/3609 wird das hessische Engage-

ment in der Entwicklungszusammenarbeit von 2000 bis 2004 auf etwa 13 Mio. € 
beziffert. Dieses erstreckt sich auf Maßnahmen im Inland, Maßnahmen in den 
Entwicklungsländern, Förderung von Fach- und Führungskräften in den Entwick-
lungsländern durch Vergabe von Stipendien, Förderung von Studenten aus Ent-
wicklungsländern durch Vergabe von Stipendien und entwicklungsländerrelevante 
Forschung.  

 a) Wie ist der Gesamtbetrag über die fünf Jahre und auf die genannten Maßnah-
men verteilt (bitte auf Jahr und Maßnahmen aufschlüsseln)?  

 
Die Überprüfung der Gesamtsumme und die Aufschlüsselung der Summe 
auf die Jahre 2000 bis 2004 können der Anlage A "ODA-Leistungen der 
Bundesländer 2000 bis 2005" entnommen werden. Die Aufschlüsselung der 
Beträge auf einzelne Maßnahmen/Projekte kann für die Jahre 2003 bis 2005 
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den Anlagen D "Hessen ODA 2003 Meldung", E "Hessen ODA 2004" und 
B "ODA 2005 Bundesländer-Hessen" entnommen werden. Für die Vorjahre 
liegen die ausführlichen Projektaufschlüsselungen nicht vor. 
 
 b) Worin zeigt sich konkret die Entwicklungsrelevanz der einzelnen Maßnahmen?  
 
Die in der Tabelle A "ODA-Leistungen der Bundesländer 2000 bis 2005" 
aufgeführten Leistungen sind ausschließlich ODA-Leistungen, d.h. die Leis-
tungen erfüllen die Kriterien für die Anrechenbarkeit laut Angabe des Mel-
ders (dazu: Anlage F "Leitfaden Was ist ODA"). 
 
 c) Sind gemäß dieser Aufschlüsselung die gesamten 13 Mio. € als entwicklungs-

relevante ODA-Mittel anzusehen?  
 
Auf die Antwort zu Frage I.7 b wird verwiesen. 
 
Frage 8. Wie ist an den hessischen Schulen und am Amt für Lehrerbildung das Thema 

Nord-Süd-Arbeit integriert?  
 
Nord-Süd-Arbeit und Globales Lernen erfolgt an den hessischen Schulen 
über Unterrichtsprojekte in den Fächern PoWi, Geografie und im Religions-
unterricht und baut auf entsprechenden Bereichen der Lehrpläne auf. Der 
Bereich Leben in anderen Ländern ist darüber hinaus im Rahmen länder-
kundlicher Betrachtungen Gegenstand des Unterrichts auch in den neuen 
Fremdsprachen. Neben der Behandlung entsprechender Themen führen viele 
hessische Schulen Projektwochen zum Bereich Globale Entwicklung durch 
wie etwa länderkundliche und Themenwochen zur Nord-Süd-Problematik, 
Teilnahme am Projekt Polis oder auch im Rahmen der Entwicklungsvorha-
ben der UNESCO- und Europaschulen. Dabei nutzen sie auch die Angebote 
der Organisationen des Entwicklungspolitischen Netzwerkes Hessen (EPN). 
Die Integration der Lehrerausbildung bildet sich in der Ersten Phase und 
Zweiten Phase wie folgt ab: 
Die Erste Phase (Universitäten) thematisiert im Rahmen der Geografie- und 
Politiklehrerausbildung die Nord-Süd-Problematik in den entsprechend in-
haltlich ausgerichteten Modulen. Der Themenbereich "nachhaltige Entwick-
lung" ist darüber hinaus an einigen Universitäten Bestandteil der erzie-
hungswissenschaftlichen Ausbildung. 
Die Zweite Phase (Studienseminare) hat für die Thematik keine Pflichtmo-
dule vorgesehen, die den Inhalt explizit als Schwerpunkt behandeln, im 
Rahmen der Module zum Kompetenzbereich Unterrichten ergeben sich viel-
fältige inhaltliche Anknüpfungsmöglichkeiten für fachübergreifende Themen 
im Kontext der Nord-Süd-Problematik. Wahlpflichtmodule können sich 
schwerpunktmäßig auf die Nord-Süd-Problematik beziehen. Lehrkräfte im 
Vorbereitungsdienst (LiV) können an der Multiplikatoren-Ausbildung im 
Rahmen von Transfer-21 in Hessen teilnehmen. 
 
Frage 9. Das von der Kultusministerkonferenz und dem Bundesministerium für wirtschaftli-

che Zusammenarbeit gemeinsam initiierte Referenzcurriculum zum Thema "Globa-
les Lernen" wurde unter Beteiligung der Bundesländer erarbeitet und liegt nun vor. 
Welche Maßnahmen zur Umsetzung des Referenzcurriculums hat die Landesregie-
rung eingeleitet bzw. wird sie einleiten  

 a) in der Lehrerausbildung? 
 
Das Referenzcurriculum ist zurzeit noch Gegenstand der Beratungen der 
Kultusministerkonferenz (KMK). Dieses Referenzcurriculum formuliert 
kompetenzorientiert inhaltliche Bereiche der Nord-Süd-Problematik und 
Fragen der Globalen Entwicklung für die Sekundarstufe I und macht darüber 
hinaus Vorschläge für eine Integration entsprechender Integration in die 
berufliche Bildung. 
Diese neue Schwerpunktsetzung wird in  die inhaltliche Entwicklung der 
entsprechenden Fächer der Sekundarstufe I einfließen. In den zurzeit gelten-
den Lehrplänen sind hierfür bereits Anknüpfungspunkte und Themenberei-
che enthalten. 
 
 b) in der Lehrerfortbildung? 
 
Hilfen zur Umsetzung bietet das Programm Transfer-21. Es handelt sich 
hierbei um ein Programm zur "Bildung für nachhaltige Entwicklung" und 
steht in engen Zusammenhang mit dem Referenzcurriculum "Globale Ent-
wicklung". Im Rahmen von Transfer-21 werden als Schwerpunktbereiche 
für Globale Entwicklung in Hessen die Projekte "Grenzenlos - interkulturel-
les Lernen im Dialog" und "Chat der Welten: Zukunftsmarkt Biokraftstoffe 
in globaler Sichtweise" für Schulen angeboten. 
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 c) im Unterricht? 
 
Über das Internetportal http://lernen.bildung.hessen.de/21-transfer/ werden 
Informationen zu dem Projekt gegeben. 
 
 d)  in der Erarbeitung von Unterrichtsmaterialien?  
 
Zu dem Thema gibt es außerdem zahlreiche Angebote beim Bildungsserver 
Hessen.  

Adressen: 
http://lernarchiv.bildung.hessen.de/archiv/globlern 
http://lernen.bildung.hessen.de/bilingual/interkulturell/interkult 
http://lernen.bildung.hessen.de/bilingual/Englisch/sozialkunde/mst/ikl 
http://lernarchiv.bildung.hessen.de/archiv/erziehung/umwelterziehung 
http://lernarchiv.bildung.hessen.de/archiv/stsem/uentwurf/ekunde/eksek2 
http://lernarchiv.bildung.hessen.de/archiv/sek_i/ethik/themen  
http://www.bildung.hessen.de:9080/lernarchiv/archiv/sek_ii/powi/ib/i k 
http://www.bildung.hessen.de:9080/lernarchiv/archiv/sek_ii/powi/ib/el 
http://www.bildung.hessen.de:9080/lernarchiv/archiv/sek_ii/powi/ib/el/wh 
http://www.bildung.hessen.de/gl21/gl-info-archiv.html 
http://lernarchiv.bildung.hessen.de/archiv/sek_ii/powi/news/1157172212 
http://mailman.bildung.hessen.de/mailman/listinfo/politik 
 
Frage 10. a) Gibt es einen Schwerpunkt Entwicklungszusammenarbeit bei der Landeszent-

rale für politische Bildung?  
 
Nein, es gibt keinen ausgewiesenen Schwerpunkt Entwicklungszusammenar-
beit bei der Hessischen Landeszentrale für politische Bildung (HLZ). 
 
 b) Wenn ja, welches Konzept liegt diesem Schwerpunkt zugrunde?  
 
Entfällt. 
 
 c) Welche Veranstaltungen und Projekte wurden im Rahmen dieses entwick-

lungspolitischen Schwerpunkts von 1999 bis 2005 durchgeführt?  
 
Es wurden in den letzten Jahren immer wieder einzelne Veranstaltungen 
bzw. Veranstaltungsreihen mit entsprechenden entwicklungspolitischem 
Hintergrund durchgeführt (vgl. Anlage G Themenliste 1999 bis 2006) 
 
 d) Wenn nein, warum nicht? 
 
Entfällt. 
 
 e) Wenn nein, ist ein solcher Schwerpunkt geplant? 
 
Es wird weiterhin einzelne Veranstaltungen zu Themen mit entwicklungspo-
litischem Hintergrund geben. 
 
II. Nachhaltige Entwicklung  
 
Frage 1. a) Verfolgt Hessen eine Nachhaltigkeitsstrategie in der Entwicklungszusammen-

arbeit?  
 
Bei der internationalen Zusammenarbeit liegt der regionale Schwerpunkt der 
Aktivitäten des Ministeriums für Umwelt, ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz (MULV) bei den Beitritts- und Nachbarschaftsländern der Euro-
päischen Union (EU) in Mittel- und Südosteuropa. Insbesondere im Rahmen 
des Twinning-Programms der EU hat sich das MULV im Rahmen der per -
sonellen Möglichkeiten gemeinsam mit den zuständigen Bundesministerien 
in Projekten zur Beitrittsvorbereitung und zur Stärkung der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik engagiert. 
Diese Projekte sind Bestandteil Europäischer Nachhaltigkeitsstrategie und 
werden im vollen Umfang durch EU-Mittel finanziert. Zur Unterstützung 
und Begleitung dieser Aktivitäten hat das MULV eigene Projektmittel in 
Höhe von 30.000 €, die für kleinere Projekte und Maßnahmen mit den Part-
nerländern verwendet werden. Politische Kontakte, gleiche Problemlösungs-
ansätze und eine Orientierung an deutschen Beispielen und Technol ogien in 
den Partnerländern unterstützen die Aktivitäten der Hessischen Wirtschaft in 
dieser Region.  
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 b) Wenn ja, wie sieht diese aus und wie werden die Bereiche Entwicklungszu-
sammenarbeit/Agenda 21 in die Landesnachhaltigkeitsstrategie konzeptionell 
integriert?  

 
Der Agenda-21-Prozess ist ein kommunales Anliegen. Der Hessische Städte- 
und Gemeindebund e.V. betont in seiner Stellungnahme, eine Bilanz der bishe-
rigen Erfolge in Zusammenhang mit der Agenda 21 mache deutlich, dass der 
Gedanke des Naturschutzes/der Ökologie unzweifelhaft den wichtigsten Bestand-
teil der Nachhaltigkeit ausmache. Der Aspekt des Entwicklungsprozesses mit 
Anliegen wie der sozialen Gerechtigkeit, dem ökonomischen Wohlstand und der 
globalen Verantwortung steht weniger im Fokus der Lokalen Agenda. 
Jede Kommune weist, so die Auskunft, unterschiedliche Rahmenbedingungen 
bezüglich ihrer Ausgangslage wie Größe, ortsspezifische Gegebenheiten, aktuel-
le Problemstellungen usw. auf. Dementsprechend variieren jeweils Maßnahmen 
und Erfolge sowie Hemmnisse und potenzielle Kooperationspartner. Entspre-
chend der Vielfalt von Strukturen und spezifischen Gegebenheiten in den Kom-
munen sind auch die Herangehensweise und schließlich auch die Durchführung 
der Agenda-Prozesse unterschiedlich. 
Der Verband hat aber in Zusammenhang mit der Förderung des bürgerschaftli-
chen Engagements festgestellt, dass gerade erfolgreiche Agendagruppen verbin-
dende Charakteristika aufweisen. Sie bieten hervorragende Aktionsfelder an, 
Bürgerinnen  und Bürger für konkrete Projekte zu aktivieren. Wesentliche 
Merkmale der neuen Formen der Selbstorganisation sind der Wunsch nach einer 
konkreten, projektbezogenen Mitarbeit, die Möglichkeit einer zeitlichen Begren-
zung der ehrenamtlichen Aktivitäten und die Chance auf eine positive Gruppen-
erfahrung. Der hessische Städte- und Gemeindebund hat im Rahmen seiner 
Engagementförderung erfahren, dass es zunehmend schwierig ist, Menschen 
mittelfristig oder gar langfristig an die Arbeit der Lokalen Agenda 21 zu binden. 
Darum ist es nötig, Ziele der Agenda in einzelne Projekte mit jeweils zeitlicher 
Begrenzung herunterzubrechen. 
Für das Thema Entwicklungszusammenarbeit in Hessen decken nach Mitteilung 
des Hessischen Städte- und Gemeindebundes Projekte in Kirchengemeinden und 
in Schulen ein breites Spektrum ab und reichen vom Erfahrungs- und Informati-
onsaustausch über unterschiedliche Maßnahmen in den Bereichen Gesundheit 
und Soziales, Kultur, Umwelt und Wirtschaft bis zu Bildungsmaßnahmen. Kon-
kret wird in den Gruppen für "Fair-Trade"-Produkte geworben, Dritte-Welt-
Gruppen werden organisiert, Patenschaften geschlossen. Entwicklungsprojekte, 
also "Projekte aus dem Rathaus" heraus, sind in kleinen und mittleren Städten 
und Gemeinden die Ausnahme. 
Ein weiteres Element Lokaler Agenda-Prozesse, so die Stellungnahme, ist der 
politische Dialog mit dem Ziel einer Konsensfindung. Erfolgreiche Kommunika-
tion zwischen verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen sicherzustellen, ist ein 
Erfolgsfaktor für die zukunftsfähige Gemeinde. Ob mittels Planungswerkstatt, 
Zukunftswerkstatt, Bürgergutachten, Open-Space-Konferenz oder anderer Me-
thoden - immer steht das Ziel im Vordergrund, Menschen einzubinden in die 
Gestaltung ihres Lebensraumes. 
Die Mehrzahl der Kommunen betrachtet es, so der Spitzenverband, als ein Ziel, 
einen Beitrag zur globalen Zukunftsbeständigkeit zu leisten. Die Maßnahmen 
zur Umsetzung dieses Ziels bestehen dabei vor allem in Aktivitäten im Bereich 
Klimaschutz, der ein wesentlicher Schwerpunkt Lokaler Agenda-Prozesse ist. So 
konnten bereits durch Maßnahmen der Energieeinsparung und durch die ver-
mehrte Nutzung regenerativer Energien beträchtliche Erfolge erzielt werden. 
Die Lokale Agenda hat hier insbesondere im Hinblick auf die Sensibilisierung 
der Bevölkerung und der Privatwirtschaft einen westlichen Beitrag geleistet. 
 
 c) Wenn nein, warum nicht und wird stattdessen das Prinzip der Nachhaltigkeit 

angemessen berücksichtigt werden?  
 
Entfällt. 
 
Frage 2. Wie, in welcher Höhe und aus welchen Haushaltstiteln wird von der Landesregie-

rung bürgerschaftliches Engagement für nachhaltige Entwicklung in den Entwick-
lungsländern finanziell und organisatorisch unterstützt?  

 
Das bürgerschaftliche Engagement von Nicht-Regierungsorganisationen und 
ihrer Aktivisten für nachhaltige Entwicklung in den Entwicklungsländern 
kann im Rahmen der Projektförderung zur entwicklungspolitischen Zusam-
menarbeit durch das hessische Wirtschaftsministerium gefördert werden, 
Projektmittel stehen dort im Förderprodukt Entwicklungszusammenarbeit 
zur Verfügung. Zur Unterstützung bürgerschaftlichen Engagements hat das 
Ministerium die Gründung des Entwicklungspolitischen Netzwerks Hessen 
begleitet und gefördert, in dem sich die wesentlichen Nichtregierungsorgani-



 Hessischer Landtag   ·   16. Wahlperiode   ·   Drucksache 16/7554 9 

 

sationen, die nachhaltige Entwicklung in den Entwicklungsländern unterstüt-
zen, zusammengeschlossen haben. 
 
Frage 3. a) Gibt es bereits eine eigene, hessische Strategie für die Beteiligung und Umset-

zung der UN-Dekade "Bildung für eine nachhaltige Entwicklung"?  
 
Mit Kabinettsbeschluss vom 12. Dezember 2005 hat das Landeskabinett 
beschlossen, dass sich das Bundesland Hessen aktiv und mit einer eigenen 
Strategie an der UN-Dekade "Bildung für eine nachhaltige Entwicklung 
2005 bis 2014" beteiligt. Im Beschluss wurden alle Ressorts zur aktiven 
Mitarbeit verpflichtet und dem Kultusministerium die Federführung übertra-
gen. Aus benannten Vertretern aller Ressorts wurde eine Arbeitsgruppe 
gebildet, die die Maßnahmen der einzelnen Ministerien zusammenträgt und 
gemeinsame Vorhaben plant. Im ersten Schritt wurde ein gemeinsamer In-
ternetauftritt auf www.hessen.de entwickelt, der sich in der Fertigstellungs-
phase befindet und demnächst veröffentlicht wird. 
 
 b) Wenn ja, wie sieht diese aus, welche konkreten Maßnahmen beinhaltet sie und 

welche Ministerien, Institutionen und Nichtregierungsorganisationen werden 
beteiligt?  

 
Die für das Jahr 2007 ausgewählten Themen umfassen: 
- Energieeffizienz in der beruflichen Bildung, 
- Transfer-21-Bildung für eine nachhaltige Entwicklung in der Schule 

(siehe auch Frage I.8) unter Einschluss der entwicklungspolitischen Pro-
jekte Grenzenlos und Chat der Welten,  

- Beiträge des Sports zu Umwelt- und Klimaschutz,  
- Umweltschule - lernen und handeln für die Zukunft ,  
- Maßnahmen und Aktionen gegen häusliche Gewalt, die soziale Seite der 

Nachhaltigkeit. 
Als Schwerpunktthemen für die folgenden Jahre ist  in Vorbereitung " Bil-
dung von Anfang an/Generationsübergreifendes Lernen für eine nachhaltige 
Entwicklung". 
Zu diesen Bereichen sollen entsprechende Materialien und Projektbeschrei-
bungen vorgestellt werden. 
Ebenfalls befindet sich eine Werbe - und Informationsbroschüre zur UN-
Dekade in Hessen in Vorbereitung. 
 
 c) Wenn nein, wann ist mit einer Strategie zu rechnen?  
 
Entfällt. 
 
Frage 4. Welche konkreten Maßnahmen plant Hessen im Zusammenhang mit der UN-

Dekade "Bildung für eine nachhaltige Entwicklung"?  
 
Einrichtungen und Organisationen der formalen und nicht formalen Bildung 
sowie Nichtregierungsorganisationen sollen in den weiteren Prozess einbe-
zogen werden, hier im ersten Schritt die Hessischen Dekadeprojekte des 
Nationalkomitees der deutschen Unesco-Kommission. 
Der Kontakt zum Nationalkomitee bei der Deutschen Unescokommission 
wird durch einen Vertreter des Ministeriums für Umwelt, ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz am Runden Tisch wahrgenommen.  
Darüber hinaus ist der Projektleiter Transfer 21 beim Amt für Lehrerbildung 
(AfL) einer der beiden Vertreter der KMK bei der UNECE (united nations 
economic comission for europe) in Genf, die verantwortlich den Implemen-
tationsprozess der UN-Dekade im europäischen Raum plant und evaluiert.  
 
Frage 5. Welche Mittel wird Hessen für diese Maßnahmen in den Jahren 2006 bis 2010 zur 

Verfügung stellen (bitte auf Jahr und Maßnahmen aufschlüsseln)?  
 
Auf Antwort II.3 b wird verwiesen. 
 
Frage 6. Welche Kooperationen bestehen zwischen hessischen Nichtregierungsorganisatio-

nen, Wirtschaftsunternehmen und sonstigen Akteuren mit vergleichbaren Partnern 
in der sogenannten "Dritten Welt"?  

 
Die Landesregierung kann hierzu nur im Rahmen der entwicklungspoliti-
schen Projektförderung Aussagen treffen, da weder die zivilgesellschaftli-
chen Organisationen noch die Privatwirtschaft eine Gesamtübersicht ihrer 
Kooperationen veröffentlichen. 
Die 11 im Jahre 2006 geförderten entwicklungspolitischen Auslandsprojekte 
hessischer Träger wurde jeweils in Kooperation mit Partnern in den jeweili-
gen Entwicklungsländern durchgeführt. 
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III. Fairer öffentlicher Handel  
 
Frage 1. a) Werden bei der Beschaffung von Gütern für Landesbehörden von den Liefe-

ranten dieser hessischen Behörden soziale Mindeststandards für den fairen 
Handel eingehalten?  

 
Derzeit gibt es keine allgemeine rechtliche Vorgabe, die soziale Mindest-
standards, wie sie im Sinne des fairen Handels verstanden werden (z.B. 
Förderung besonders benachteiligter kleinbäuerlicher Familien, nachhaltige 
Entwicklung von Ökologie, Bildung und Frauenförderung etc.), für die 
Vergabeverfahren festlegt. 
So sind soziale Mindeststandards weder durch Gesetz, Verordnung, Erlass 
oder eine entsprechende Vorgabe von Dienststellen, für die die Beschaffung 
durchgeführt werden soll, ein verbindlich vorgegebenes Leistungskriterium 
im Sinne der Leistungsbeschreibung nach § 8 VOL/A Abschnitt 1 bzw. § 8a 
VOL/A Abschnitt 2 oder Eignungskriterium im Sinne des Vergaberechts 
nach § 7 VOL/A Abschnitt 1 bzw. § 7a VOL/A Abschnitt 2, oder Zu-
schlagskriterium im Sinne von § 25a VOL/A Abschnitt 2. 
In bestimmten Vergabeverfahren existieren spezielle Regelungen. 
 
 b) Gibt es dazu konkrete Vorgaben der Landesregierung?  
 
Konkrete Vorgaben der Landesregierung zur Einhaltung sozialer Mindest-
standards bei Beschaffung von Gütern im Sinne des fairen Handels sind 
nicht bekannt. 
 
 c) Wenn nein, sind solche Vorgaben geplant, die sicherstellen, dass Produkte für 

Landesbehörden aus nachhaltiger, sozial- und umweltverträglicher Produktion 
kommen und aus dem sogenannten "fairen Handel" beschafft werden?  

 
Auf Antwort III.1 a wird verwiesen.  
 
 d) Wie hat die Landesregierung bisher sichergestellt, dass Produkte des öffentli-

chen Einkaufs nicht durch Kinderarbeit produziert wurden?  
 
Derzeit gibt es keine allgemeine rechtliche Vorgabe; hinsichtlich ausschrei-
bungsspezifischer Vorgaben wird auf die Antworten zu den Fragen III.5 a 
und III.5 b verwiesen. 
 
Frage 2. Haben hessische Behörden in der Vergangenheit beim Einkauf von Textilproduk-

ten, die in einem Entwicklungsland hergestellt wurden, ihre Lieferanten um Aus-
kunft gebeten, inwieweit für die Herstellungsbedingungen Verhaltenskodizes be-
stehen und ob deren Einhaltung überprüft wird?  

 
Derartige Auskunftsersuchen an die Lieferanten von Textilprodukten ist 
nicht bekannt. 
 
Frage 3. a) Beabsichtigt die Landesregierung, die ihren nachgeordneten Behörden zu 

verpflichten, dass sich die Beschaffung von Textilprodukten an den Grundsät-
zen und Standards der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) ausrichtet?  

 
Hierzu ist nichts bekannt. 
 
 b) Wenn bereits entsprechend verfahren wird, welche Ergebnisse wurden erzielt?  
 
Hierzu wird Fehlanzeige gemeldet. 
 
 c) Wenn dies bisher noch nicht verfolgt wurde, warum nicht?  
 
Eine Beantwortung ist nicht möglich. 
 
Frage 4. Wo und wie werden die neuen Uniformen für die hessische Polizei gefertigt?  
 
Die anbietenden Firmen wurden befragt, wo die Herstellung der Uniformteile 
für die hessische Polizei erfolgt. Die Firmen haben als Herstellungsländer neben 
Deutschland Tschechien, Ukraine, Tunesien, Bulgarien, Weißrussland, Maze-
donien, Kroatien, Indien, Rumänien, Slowakei, Polen und Portugal genannt. 
 
Frage 5. a) Wurde bei der Beschaffung der neuen Polizeiuniformen um Auskunft gebeten, 

inwieweit für die Herstellungsbedingungen Verhaltenskodizes bestehen und ob 
deren Einhaltung überprüft wird?  

 
Alle Ausschreibungsunterlagen der hessischen Polizei sind mit folgender 
Textpassage versehen: 
"Bei Auslandsfertigung ist die Produktionsstätte anzugeben (A). Die jeweils 
beigefügte "Erklärung bei Auslandsfertigung" ist mit dem Angebot unter-
schrieben einzureichen (A). Berücksichtigung finden nur Produkte, die ohne 
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ausbeuterische Kinderarbeit im Sinne die ILO-Konvention Nr. 182 über die 
schlimmsten Formen der Kinderarbeit hergestellt sind, bzw. Produkte, deren 
Hersteller oder Verkäufer aktive zielführende Maßnahmen zum Ausstieg aus 
der ausbeuterischen Kinderarbeit eingeleitet haben." 
(A = Ausschlusskriterium bei Ausschreibungen; Nichterfüllung führt zum 
Ausschluss aus dem Vergabeverfahren) 
 
 b) Wenn ja, mit welchem Ergebnis?  
 
Diese Textpassage haben alle bietenden Firmen durch ihre Unterschrift unter 
die Verdingungsunterlagen ausdrücklich akzeptiert. 
Bei der Qualitätssicherung (QS) in den Produktionsstätten kann die Einhal-
tung überprüft werden. 
 
 c) Wenn nein, warum nicht?  
 
Entfällt. 
 
Frage 6. a) Beteiligen sich hessische Kommunen an dem Wettbewerb "Hauptstadt des 

Fairen Handels"?  
 
Ja, jeweils zwei Kommunen in den beiden bisherigen Durchläufen des Wett-
bewerbs, 2003 und 2005. Der Einsendeschluss für die Wettbewerbsrunde 
2007 ist der 16. Juli 2007. 
 
 b) Wenn ja, welche?  
  Wie sind die Planungen dort und wie weit sind sie gediehen?  
  Was tut die Landesregierung um diese Kommunen in ihrer Bewerbung zu 

unterstützen?  
 
Folgende Städte aus Hessen haben sich beworben (in Klammern das Jahr der 
Bewerbung): 
Rüsselsheim (2003), Marburg (2003, 2005), Korbach (2005).  
Der Landesregierung liegen keine Informationen über eventuelle Planungen 
in diesen Kommunen bezüglich weiterer Aktivitäten vor, die im Rahmen 
einer möglichen zukünftigen Bewerbung eingereicht werden könnten. 
Die Landesregierung wird seitens des Durchführers des Wettbewerbs, der 
"Servicestelle Kommunen in der Einen Welt" der Internationalen Weiterbil-
dung und Entwicklung (InWEnt) gGmbH, nicht über die Bewerbungen un-
terrichtet.  
Der Wettbewerb und der Wettbewerbsdurchführer haben keine finanzielle 
Förderung seitens der Landesregierung erhalten. 
 
 c) Wenn nein, warum nicht?  
 
Entfällt. 
 
Frage 7. a) Sieht die Landesregierung die Möglichkeit, die Gründung von sogenannten 

Weltläden im Rahmen ihrer Existenzgründungsförderung zu unterstützen?  
 
Die Gründung von Unternehmen, die sich wirtschaftlich im Bereich des Fair 
Trade betätigen, kann im Rahmen der Existenzgründungsförderung unter-
stützt werden.  
 
 b) Wenn nein, warum nicht?  
 
Entfällt. 
 
 c) Wenn ja, geschieht dies bereits?  
 
Die Förderung von Eine-Welt-Läden ist möglich und es existieren auch 
einzelne Fälle. Leider können weder Anzahl noch Volumen der entspre-
chenden Fälle beziffert werden, da die Branchensystematik zur Identifizie-
rung entsprechender Förderdarlehen nicht tief genug spezifiziert ist.  
 
IV. Engagement Hessens in den Schwerpunktgebieten Südasien und 

China, Naher/Mittlerer Osten, Nordafrika sowie Zentralamerika 
und Andenregion Südamerikas (vgl. Kl. Anfrage Drs. 16/5875 

 
1. Südasien und China 
 
Frage 1. a) In welchen Ländern des Gebiets wurden Maßnahmen durchgeführt? 
 
Bangladesch, China, Indien, Nepal, Philippinen und Thailand. 
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 b) Welche konkreten Maßnahmen hat die Landesregierung in den Jahren 1999 bis 
2006 im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit in Südasien und China 
durchgeführt? 

 
Bangladesch 1999: 
- Viehwirtschaftliches Projekt für benachteiligte Frauen  
 
Bangladesch 2000: 
- Einrichtung eines Ausbildungszentrums für Näharbeiten zur Existenzsi-

cherung von Frauen in Bangladesch 
 
Bangladesch 2001: 
- Bienenprojekt  
- Kauf von Nähmaschinen für Frauen 
- Weiterführung des Viehprojekts 
- Berufliches Ausbildungsprojekt für Mädchen 
 
Bangladesch 2002: 
- Menschenrechte: Alternative Konfliktlösung in Shariatpur 
- Berufliches Ausbildungsprojekt für Mädchen 
- Förderung des Landesprogramms 
 
Bangladesch 2003 
- Einkommen schaffen durch Herstellung von Papiertüten für Frauen in 

Bangladesch 
- Ausbildung im Bürobereich für junge Frauen und Mädchen 
- Existenzgründungstraining für Frauen 
 
Bangladesch 2004 
- Existenzgründungstraining für Frauen 
- Einkommen schaffen für 20 Frauen aus der Region Chandrokona, Distrikt 

Sherpur durch Verarbeitung und Lagerung landwirtschaftlicher Produkte 
- Berufsqualifizierende Ausbildung zum Elektriker für 16 Jugendliche aus 

der Region Chandrokona, Distrikt Sherpur 
- Selbsthilfe für extrem arme Familien 
 
Bangladesch 2005 
- Berufsqualifizierende Ausbildung zum Elektriker für 16 Jugendliche aus 

der Region Chandrokona, Distrikt Sherpur 
- Selbsthilfe für extrem arme Familien  
 
China 2002 
- Beschaffung einer Kfz- und motorenspezifischen Einrichtung im BBZ 

Nanchang, Jiangxi 
 
China 2006 
- Qualifizierungsmaßnahmen für das Studienvorbereitungszentrum der 

Tong-Ji-Universität 
 
Indien 2000: 
- Dorfentwicklungsprogramm: Bau einer Produktionsanlage für Hohl-

blocksteine, 50 Latrinen und ein Gesundheitsprogramm 
 
Indien 2001: 
- Dorfentwicklungsprogramm Moosivakkam in der Region Kanchipu-

ram/Tamil Nadu 
 
 
Indien 2002 
- Dorfentwicklungsprogramm Tarikere Taluk 
 
Indien 2003 
- Förderung eines Teilprojektes Anschaffung von 2 Kleinbussen 
- Dorfentwicklungsprogramm Moosivakkam in der Region Kanchipuram/-

Tamil Nadu 
- Einrichtung eines neuen Kinderheims 
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Indien 2004 
- Verbesserung der schulischen Situation für alle Schüler der Umgebung 
- Dorfentwicklungsprogramm Palliagaram im Dorf Palliagaram in der 

Region Kanchipuram/Tamil Nadu 
 
Indien 2005 
- Dorfentwicklungsprogramm Kanchipuram 
- Erhöhung des Grundwasserspiegels sowie Errichtung eines Modells für 

einkommenschaffende Maßnahmen 
- Einkommen schaffen für benachteiligte Frauen aus der Region Churkei, 

Distrikt Mymensingh durch Teichfischzucht 
 
Indien 2006 
- Dorfentwicklungsprogramm Kanchipuram  
 
Nepal 1999: 
- Trinkwasserleitung für den OT Thapra in der Gemeinde Bhandar-Bamti 
 
Philippinen 2000: 
- Nachhaltige Entwicklung in den neuen Nachbarschaften – Workshop in 

Tambujok 
 
Thailand 2000 
- Durchführung einer Maßnahme in Thailand "Exportmarketing in der 

Lebensmittelindustrie 
 
 c) Wie haben sich die Gesamtausgaben im Rahmen dieser Zusammenarbeit in 

den Jahren 1999 bis 2006 entwickelt? 
 
Bangladesch 
1999      3.425,66 € 
2000    11.452,94 € 
2001    44.073,37 € 
2002    48.380,81 € 
2003    49.200,00 € 
2004    61.600,00 € 
2005    42.500,00 € 
2006                0, € 
insgesamt 260.632,78 € 
 
Nepal 
1999    10.225,84 €  
 
Indien 
2000    10.379,23 € 
2001    42.784,90 € 
2002    43.400,00 € 
2003    67.070,00 € 
2004    39.500,00 € 
2005    27.800,00 € 
2006    38.340,00 € 
  269.274,13 € 
 
Philippinen 
2000      2.556,46 €  
 
 
 
China 
2002   24.900,00€ 
2006     7.000,00 € 
insgesamt  31.900,00 € 
 
Thailand 
2001   19.982,62 €  
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 d) Welche Projekte sind in den Jahren 1999 bis 2006 ausgelaufen und warum? 
 
Die Projektförderung erfolgt jahresweise und projektbezogen. Die Antrag-
stellung durch Nichtregierungsorganisationen zur Förderung ihrer einzelnen 
Vorhaben in Südasien und China geschieht jährlich, eine mehrjährige Förde-
rung ist im Ausnahmefall möglich. 
 
 e) Welche Vereine, Initiativen, Gruppen und Einzelpersonen aus den nicht 

staatlichen Sektoren engagieren sich im Rahmen dieser Entwicklungspartner-
schaft ehrenamtlich? 

 
- Carl-Duisberg-Gesellschaft/InWEnt, Wiesbaden, 
- Christliche Initiative Internationales Lernen CIL, Frankfurt, 
- Deutsch-Indische Zusammenarbeit e.V., Frankfurt am Main, 
- Freunde und Förderer der Helene-Lange -Schule e.V., Wiesbaden, 
- Karl Kübel Stiftung, Bensheim, 
- MATI e.V., Wiesbaden,  
- NETZ-Partnerschaft für Entwicklung und Gerechtigkeit e.V, Wetzlar, 
- NITY SEVA, Kinder, Lepra- und Adivasihilfe Indien e.V., 
- St. Boniface Anbaham Freundeskreis Indische Kinderdörfer e.V., 
- Vereinigung der Freunde der Tong Ji Universität e.V., Wiesbaden, 
- World University Service e.V., Wiesbaden. 
 
 f) Welcher Prozentsatz des Gesamtengagements im Rahmen der Entwicklungs-

partnerschaft macht die private Unterstützung aus? 
 
Siehe Anlage H "Anteil der Zuwendungsempfänger - Südasien, China". 
 
 g) Welche Rolle spielte die Einhaltung der Menschenrechte durch die geförderten 

Staaten im Rahmen der durchgeführten Maßnahmen? 
 
Mit der Förderung von Projekten hessischer Nicht-Regierungsorganisationen, 
die ihrerseits mit Nichtregierungsorganisationen in den Ländern der Schwer-
punktregion Südasien, China kooperieren, wird der Aufbau zivilgesellschaftli-
cher Strukturen unterstützt.  
 
 h) Welche konkreten Auswirkungen haben die Einsparungen im Rahmen der 

sogenannten "Operation sichere Zukunft" im Jahr 2003 auf die einzelnen Pro-
gramme bzw. Projekte gehabt (bitte einzeln aufführen)? 

 
Der Umfang der Projektförderung im Jahr 2003 ist in Antwort IV.1 c erläu-
tert. 
 
2. Naher/Mittlerer Osten, Nordafrika 
 
Frage 2. a) In welchen Ländern des Gebiets wurden Maßnahmen durchgeführt? 
 
Palästina und Jemen. 
 
 b) Welche konkreten Maßnahmen hat die Landesregierung in den Jahren 1999 bis 

2006 im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit im Nahen/Mittleren Osten 
und Nordafrika durchgeführt? 

 
Jemen 2001: 
- Förderung der Klein- und Mittelindustrie (KMU) 
- Regenerative Energien, Solare Dorfladestationen 
 
Jemen 2002: 
- Förderung der Klein- und Mittelindustrie (KMU) 
- Regenerative Energien, Solare Dorfladestationen 
 
Jemen 2002: 
- Kammerförderung 
Palästina 1999: 
- Koop. Hessen-Palästina: Kommunale Finanzverwaltung  
- Jugend - Umwelt - Sommercamp  
- Qualitätsverbesserung des Unterrichts 
- Kooperationsbüro Hessen-Palästina in Dier EL Balah 
- Schulbrillen 
- Miete für Praktikantenwohnung 
- Pfadfinderprojekt an der Talitha Kumi School 
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- Bau und Ausstattung eines Schullabors 
- Pfadfinderprojekt an der Talitha Kumi School 
 
Palästina 2000: 
- Schulbrillen 
- Bau und Ausstattung eines Schullabors 
- Kooperationsbüro Hessen-Palästina in Dier EL Balah 
- Miete für Praktikantenwohnung 
- Jugend – Umwelt - Sommercamp 
- Nothilfe: Anschaffung von OP-Tischen und Lampen 
- Workshop Kommunales Finanzmanagement 
- Qualitätsverbesserung des Unterrichts/Lehrmittel 
- Qualitätsverbesserung des Unterrichts/Mädchensport 
- Qualitätsverbesserung des Unterrichts/Physik 
 
Palästina 2001: 
- Bau und Ausstattung eines Schullabors 
- Miete für Praktikantenwohnung 
- Jugend – Umwelt - Sommercamp 
- Kooperationsbüro Hessen-Palästina in Dier EL Balah 
 
Palästina 2002: 
- Schulbrillen 
- Kooperationsbüro Hessen-Palästina in Dier EL Balah 
- Jugend – Umwelt - Sommercamp 
- Schulkleidung für Kinder aus bedürftigen Familien 
- Miete für Praktikantenwohnung 
 
Palästina 2003: 
- Kooperationsbüro Hessen-Palästina in Dier EL Balah 
- Miete für Praktikantenwohnung 
- Schulkleidung für Kinder aus bedürftigen Familien 
 
Palästina 2004: 
- Kooperationsbüro Hessen-Palästina in Dier EL Balah 
- Wirtschaftsförderung 
- Präsentation einer Katalogausstellung hessischer Firmen 
- Kooperations-Beauftragter 
 
Palästina 2005: 
- Wirtschaftsförderung 
- Armutsbekämpfung und Verbesserung der Lebensqualität von gehörlosen 

und hörgeschädigten Frauen und Jugendlichen 
- Kooperationsbüro Hessen-Palästina in Dier EL Balah 
- Präsentation einer Katalogausstellung hessischer Firmen 
 
Palästina 2006: 
- Kooperationsbüro Hessen-Palästina in Dier EL Balah 
- Armutsbekämpfung und Verbesserung der Lebensqualität von gehörlosen 

und hörgeschädigten Frauen und Jugendlichen 
 
 c) Wie haben sich die Gesamtausgaben im Rahmen dieser Zusammenarbeit in 

den Jahren 1999 bis 2006 entwickelt? 
 
Palästinensische Gebiete 
1999  165.147,27 € 
2000  167.396,95 € 
2001    93.515,28 € 
2002  103.682,30 € 
2003    42.300,00 € 
2004    46.330,00 € 
2005    60.300,00 € 
2006    40.265,00 € 
insgesamt 553.789,53 € 
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Jemen 
2001    38.490,56 € 
2002    40.272,46 € 
2004      6.500,00 € 
insgesamt   85.263,02 € 
 
 d) Welche Projekte sind in den Jahren 1999 bis 2006 ausgelaufen und warum? 
 
Die Projektförderung erfolgt jahresweise und projektbezogen. Die Antrag-
stellung durch Nichtregierungsorganisationen zur Förderung ihrer einzelnen 
Vorhaben im Nahen und Mittleren Osten und in Nordafrika geschieht jähr -
lich, eine mehrjährige Förderung ist im Ausnahmefall möglich. 
 
 e) Welche Vereine, Initiativen, Gruppen und Einzelpersonen aus den nicht-

staatlichen Sektoren engagieren sich im Rahmen dieser Entwicklungspartner-
schaft ehrenamtlich? 

 
- Carl-Duisberg-Gesellschaft/InWEnt, Wiesbaden, 
- Christoffel-Blindenmission Deutschland e.V. (CBM), Bensheim, 
- Gesellschaft zur Förderung der Literatur aus Afrika, Asien und Latein-

amerika e.V., 
- Institut für Solare Energieversorgung (ISET) e.V., Kassel, 
- Päd. Institut Falkenstein, Hess. Landesinst. für Pädagogik (HeLP), Kö-

nigstein, 
- Verband christlicher Pfadfinder(innen) e.V., Friedberg, 
- World University Service, Wiesbaden. 
 
 f) Welcher Prozentsatz des Gesamtengagements im Rahmen der Entwicklungs-

partnerschaft macht die private Unterstützung aus? 
 
Siehe Anlage I "Anteil der Zuwendungsempfänger Naher/Mittlerer Osten, 
Nordafrika". 
 
 g) Welche Rolle spielte die Einhaltung der Menschenrechte durch die geförderten 

Staaten im Rahmen der durchgeführten Maßnahmen? 
 
Mit der Förderung von Projekten hessischer Nicht-Regierungsorganisationen, 
die ihrerseits mit Nichtregierungsorganisationen in den Ländern der Schwer-
punktregion Naher/Mittlerer Osten und Nordafrika kooperieren, wird der 
Aufbau zivilgesellschaftlicher Strukturen unterstützt.  
 
 h) Welche konkreten Auswirkungen haben die Einsparungen im Rahmen der 

Operation düstere Zukunft im Jahr 2003 auf die einzelnen Programme bzw. 
Projekte gehabt (bitte einzeln aufführen)? 

 
Der Umfang der Projektförderung im Jahr 2003 ist in Antwort IV.2 c erläu-
tert. 
 
 i) Gibt es noch ein Engagement in Palästina und wenn ja, in welcher Form 

engagiert sich das Land Hessen dort? 
 
Im Jahr 2006 konnten zwei Nichtregierungsorganisationen aus Hessen ihre 
Projekte in den Palästinensischen Gebieten trotz der prekären Sicherheitssi-
tuation fortsetzen. Diese Projekte der Christoffel-Blindenmission im Bereich 
der Aus- und Weiterbildung von Behinderten sowie die Arbeit des Koopera-
tionsbüros des World University Service wurden durch das Land Hessen 
gefördert. 
 
 j) Welche weiteren Projekte sind in Palästina geplant? 
 
Die weitere Projektplanung ist von der politischen Entwicklung in der Nah-
Ost-Region abhängig. Eine Projektförderung hessischer Nichtregierungsor-
ganisationen kann nur dann erfolgen, wenn deren Arbeit mit Partnern aus 
dem zivilgesellschaftlichen Bereich in den Palästinensischen Gebieten wei-
terhin möglich ist. 
 
3. Zentralamerika und Andenregion Südamerikas 
 
Frage 3. a) In welchen Ländern des Gebiets wurden Maßnahmen durchgeführt? 
 
Chile, Nicaragua und Kuba. 
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 b) Welche konkreten Maßnahmen hat die Landesregierung in den Jahren 1999 bis 
2006 im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit in Zentralamerika und in 
der Andenregion Südamerikas durchgeführt? 

 
Chile 1999: 
- Schule für Bürgerinnen des 21. Jahrhunderts  
 
Chile 2000: 
- Schule für Bürgerinnen des 21. Jahrhunderts  
 
Chile 2001 
- Schule für Bürgerinnen des 21. Jahrhunderts  
 
Chile 2002: 
- Schule für Bürgerinnen des 21. Jahrhunderts 
 
Chile 2003: 
- Schule für Bürgerinnen des 21. Jahrhunderts 
 
Chile 2004: 
- Beschäftigungs- und Existenzgründungsförderung für Frauen aus ein-

kommensschwachen Bevölkerungsgruppen 
 
Chile 2005: 
- Beschäftigungs- und Existenzgründungsförderung für Frauen aus ein-

kommensschwachen Bevölkerungsgruppen  
 
Chile 2006: 
- Beschäftigungs- und Existenzgründungsförderung für Frauen aus ein-

kommensschwachen Bevölkerungsgruppen 
 
Kuba 1999: 
- Verschickung von Containern mit Sachspenden und Hilfsgütern 
- Kauf von Ersatzteilen für die Rollstuhlwerkstatt  
 
Kuba 2000: 
- Projekt zum Anbau von Bambus als Nutzholz im Wohnungsbau und zur 

Möbelherstellung  
- Renovierungsarbeiten und Bau einer Zisterne in einer Altentagesstätte 
- Wissenstransfer auf dem Gebiet der Anaerobtechnologie, Seminar in der 

Provinz Villa Clara 
- Einrichtung von alternativen Energie-Versorgungsanlagen, bestehend aus 

jeweils einer Biogas- und einer Solaranlage 
 
Kuba 2001: 
- Durchführung des Workshops "Europäischer Marktzugang für kubani-

sche Biotechnologie-Produkte" 
 
Kuba 2002: 
- Gesundheitsvorsorge 
- Förderung der Selbstversorgung der Bevölkerung Kleintierzuchtprojekt 
 
Kuba 2003: 
- Förderung lokaler Produktion von Alternativzement  
 
Kuba 2005: 
- Umrüstung von mit Erdgas betriebenen Gaslampenköpfe für den 

Gebrauch mit Biogas 
 
Nicaragua 1999: 
- Bau von Latrinen im ländlichen Einzugsbereich 
- Kompostierungsverfahren zur Verbesserung landw. Nutzung 
- Erweiterung der klein. Abt. des Frauenhauses 
- Elektrifizierung der Ortschaft "Las Marias" 
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- Aufbau von durch Hurrican Mitch zerstörter Wohnhäuser für Familien, 
Teilp. 1/Ocotal 

- Wohnungsprojekt Etappe 1 
- Bau des Speisesaals, Material für den Küchenbau und Reparaturarbeiten 

am Kindergarten Santa Rosa 
- Förderung Kultur- und Sportangebote für Jugendliche und junge Erwach-

sene in Ciudad Sandino 
- Wohnungsprojekt Etappe 2 
- Erweiterung der Kapazitäten der landwirtschaftlichen FH EIAG in Rivas  
- Bau von 170 Latrinen in den Stadtteilen SantaRosa, Villa Esperanza; 

Baoca Negra in Granada, Nicaragua 
- Bau einer neuen Bibliothek mit Außenanlage und Inneneinrichtung Er-

weiterung der Rechtsberatung und Initiierung von Selbsthilfegruppen für 
Frauen und Mädchen im Frauenhaus "Sonia Bello"  

 
Nicaragua 2000: 
- Bau einer neuen Bibliothek mit Außenanlage und Inneneinrichtung Er-

weiterung der Rechtsberatung und Initiierung von Selbsthilfegruppen für 
Frauen und Mädchen im Frauenhaus "Sonia Bello" 

- Bau von 170 Latrinen in den Stadtteilen SantaRosa, Villa Esperanza; 
Baoca Negra in Granada, Nicaragua 

- Erweiterung der Rechtsberatung und Initiierung von Selbsthilfegruppen 
für Frauen und Mädchen im Frauenhaus "Sonia Bello 

- Kompostierungsverfahren für den Stadtteil "Villa Offenbach" in Rivas 
- Bau einer Vorschule in La Chona, San Marcos/Nicaragua 
- 1. Teilbau von Latrinen in Nandaime 
- Elektrifizierung der Ortschaft La Granjita 
 
Nicaragua 2001: 
- Förderung der beruflichen Bildung von arbeitslosen Jugendlichen in 

Ciudad Sandino 
- Bau von 120 Latrinen in Nandaime 
- Schulbauprojekt  
- Baumaterial für Dach, Fußboden und Innenausbau des Frauenhauses der 

Gemeinde San Jorge, Kreis Rivas 
- Reparatur von Wohnhäusern und von einem Schulgebäude im Erdbeben-

gebiet von Masaya/Nicaragua 
 
Nicaragua 2002: 
- Erneuerung und Ausbau der "Bibliotheca Heinrich-Böll" am Instituto 

Nacional Diriamba 
- Verbesserung der Bedingungen für die Ausbildung von Jugendlichen und 

MitarbeiterInnen der Kooperative Tonio Pflaum sowie Reparatur von 
Unwetterschäden 

 
Nicaragua 2003: 
- Grundbildung von arbeitslosen Jugendlichen und Erwachsenen im Rah-

men eines integrierten (Berufs-)bildungs- und Existenzgründungsprojekts 
in Ciudad Sandino/Nicaragua 

- Bau von Latrinen 
- Bau und Einrichtung von Kinderspeisungszentren auf dem Land bei Nan-

daime 
 
Nicaragua 2004: 
- Ausstattung der Bibliothek Granadas mit Regalen und Fachbüchern 
- Grundbildung von arbeitslosen Jugendlichen und Erwachsenen im Rah-

men eines integrierten (Berufs-)bildungs- und Existenzgründungsprojekts 
- Kauf eines Computers mit Zubehör zur Erledigung aller notwendigen 

Arbeiten in der dortigen Bibliothek 
- Anschaffung von Schulbüchern für die Partnerschule des Instituto José de 

la Cruz Mena  
- Ökologisches Projekt der Fortbildung von Produzenten landwirtschaftli-

cher Nahrungsmittel und des Einsatzes von Kompost zur Bodenverbesse-
rung 

- Bau und Einrichtung von Kinderspeisungszentren (Comedores Infantiles) 
auf dem Land bei Nandaime  
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Nicaragua 2005: 
- Projekt Pellibey Schaf- und Hühnerzucht  
- Umgestaltung und Ausstattung des Ausstellungsbereichs zur Thematik 

des Kaffeeanbaus im "Ökologischen Museum der Trockenen Tropen"  
- Bau und Einrichtung von Kinderspeisungszentren 
- Stärkung der Betreuung von Behinderten 
 
Nicaragua 2006: 
- Ausbau der Trinkwasserversorgung  
 
 c) Wie haben sich die Gesamtausgaben im Rahmen dieser Zusammenarbeit in 

den Jahren 1999 bis 2006 entwickelt? 
 
Chile 
1999    25.308,95 € 
2000    25.564,59 € 
2001    25.564,69 € 
2002    25.000,00 € 
2003    12.500,00 € 
2004      7.000,00 € 
2005      7.000,00 € 
2006      9.900,00 € 
  137.838,13 € 
Nicaragua 
1999  113.557,94 € 
2000    47.243,38 € 
2001    47.908,05 € 
2002    12.200,00 € 
2003    34.000,00 € 
2004    20.100,00 € 
2005    10.800,00 € 
2006      3.000,00 € 
  288.809,37 € 
Kuba 
1999      9.970,19 € 
2000    26.791,69 € 
2001    22.062,24 € 
2002    57.500,00 € 
2003      3.000,00 € 
2005      8.000,00 € 
  127.324,12 € 
 
 d) Welche Projekte sind in den Jahren 1999 bis 2006 ausgelaufen und warum? 
 
Die Projektförderung erfolgt jahresweise und projektbezogen. Die Antrag-
stellung durch Nichtregierungsorganisationen zur Förderung ihrer einzelnen 
Vorhaben in Zentralamerika und in der Andenregion Südamerikas geschieht 
jährlich, eine mehrjährige Förderung ist im Ausnahmefall möglich. 
 
 e) Welche Vereine, Initiativen, Gruppen und Einzelpersonen aus den nicht-

staatlichen Sektoren engagieren sich im Rahmen dieser Entwicklungspartner-
schaft ehrenamtlich? 

 
- CDG/InWEnt Wiesbaden, 
- Ein Bücherbus in Nicaragua e.V., Frankfurt am Main, 
- Heinrich-Böll-Schule, Offenbach, 
- InterRed Netzwerk, InterRed Cooperatión e.V., Frankfurt am Main, 
- Monimbó e.V., Dietzenbach, 
- Nicaragua Initiativgruppe e.V., Neu Isenburg, 
- Nicaragua-Solidaritätsgruppe an der Janusz-Korczak-Sonderschule (Lan-

gen) und Helene -Keller-Sonderschule (Oberursel), 
- Nueva Nicaragua e.V., Verein zur Förderung der deutsch-

nicaraguensischen Freundschaft , 
- Oswald-von-Nell-Breuning-Schule, Offenbach, 
- Ökobau Nord Süd e.V., 
- Partnerschaftsverein Groß-Gerau Masatepe/Nic. e.V., Groß-Gerau, 
- Sandino Partnerschaft e.V., Darmstadt, 
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- Städtefreundschaftsverein Frankfurt-Granada e.V., Frankfurt, 
- Verein "Para Nicaragua e.V., Käthe-Kollwitz-Schule, Offenbach, 
- Werkhof Darmstadt, 
- World University Service, Wiesbaden. 
 
 f) Welcher Prozentsatz des Gesamtengagements im Rahmen der Entwicklungs-

partnerschaft macht die private Unterstützung aus? 
 
Siehe Anlage J "Anteil der Zuwendungsempfänger Zentralamerika/Andenregion". 
 
 g) Welche Rolle spielte die Einhaltung der Menschenrechte durch die geförderten 

Staaten im Rahmen der durchgeführten Maßnahmen? 
 
Mit der Förderung von Projekten hessischer Nicht-Regierungsorganisationen, 
die ihrerseits mit Nichtregierungsorganisationen in den Ländern der Schwer-
punktregion Zentralamerika und Andenregion Südamerikas kooperieren, wird 
der Aufbau zivilgesellschaftlicher Strukturen unterstützt.  
 
 h) Welche konkreten Auswirkungen haben die Einsparungen im Rahmen der 

Operation Sichere Zukunft im Jahr 2003 auf die einzelnen Programme bzw. 
Projekte gehabt (bitte einzeln aufführen)? 

 
Der Umfang der Projektförderung im Jahr 2003 ist in Antwort IV.3 c erläu-
tert. 
 
Frage 4. Die über zehnjährige Praxis der Kooperation mit der Hessenkoordination der Nicara-

guagruppen (HEKO) im Bereich der Projektbewilligung und Fördermittelvergabe für 
Nicaragua wurde in 2006 unangekündigt und kommentarlos aufgekündigt.  

 a) Welche Gründe spielten hierfür eine Rolle?  
 
Die Angaben der Fragesteller zur Förderung von Projekten der Nicaragua-
gruppen sind nicht zutreffend. Aufgrund der Höhe des Antragsvolumens im 
Jahr 2006 für Projektförderung in Zentralamerika und in der Andenregion 
konnten zwei Projektanträge betreffend einer Ausstellung in Frankfurt und 
der Förderung einer sozialen Einrichtung in Kuba nicht in die Förderung 
aufgenommen werden. Die Antragsteller wie die Hessenkoordination wur-
den über den Grund der nicht möglichen Förderung informiert. 
 
 b) Wie will die Landesregierung in Zukunft mit dem Förderschwerpunkt Zentral-

amerika und Andenregion Südamerikas verfahren?  
 
Die Landesregierung wird die Weiterentwicklung der Projektförderung in 
der Region Zentralamerika und Andenregion Südamerikas im Dialog mit 
den Akteuren aus Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft erörtern. 
Aus heutiger Sicht soll an einer ausgewogenen Förderung von Projekten in 
vier Schwerpunktregionen, darunter eine in Lateinamerika, festgehalten 
werden. In 2007 ist ein Fördervolumen in Höhe von 50.000 € für Projekte 
in Zentralamerika und in der Andenregion Südamerikas veranschlagt. 
 
Frage 5. a) Wann wird sich der Landtag mit der Förderung von Maßnahmen in Mali 

befassen?  
 
Hierüber entscheidet der Hessische Landtag. 
 
 b) Welche Ziele hat die Landesregierung bei ihrem Engagement in Mali und 

worauf gründen diese?  
 
Aufgrund des Wunsches aller Fraktionen des Hessischen Landtags wurde 
eine Projektförderung in Mali außerhalb der definierten Schwerpunktregio-
nen der Entwicklungszusammenarbeit vorgeschlagen. Im Jahr 2006 erfolgte 
keine Antragstellung betreffend Mali.  
 
Frage 6. a) Wann wird sich der Landtag mit der Förderung von Maßnahmen in Malawi 

befassen?  
 
Hierüber entscheidet der Hessische Landtag. 
 
 b) Welche Ziele hat die Landesregierung bei ihrem Engagement in Malawi und 

worauf gründen diese?  
 
Aufgrund des gemeinsamen Wunsches aller Landtagsfraktionen wurde eine 
Projektförderung in Malawi außerhalb der definierten Schwerpunktregionen 
der Entwicklungszusammenarbeit vorgeschlagen. Im Jahr 2006 wurde ein 
Antrag betreffend Malawi gestellt und in die Förderung aufgenommen.  
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Frage 7. In der Antwort der Kleinen Anfrage Drucks. 16/3609 wird auf ein hessisches 
Engagement in Tansania verwiesen.  

 a) Welcher Art ist dieses Engagement und mit welchem finanziellen Aufwand wurde 
es in den Jahren 2003, 2004, 2005 und (voraussichtlich) 2006 betrieben?  

 
In den Jahren 2003, 2004 und 2005 wurden acht Projekte von vier hessi-
schen Nichtregierungsorganisationen in Tansania unterstützt. Die Landesför -
derung belief sich im Jahr 2003 auf 15.600 €, im Jahr 2004 auf 37.800 € 
und im Jahr 2005 auf 13.000 €. Im Jahr 2006 erfolgte keine Förderung von 
Projekten in Tansania, da dieses Land nicht zu den im Haushaltsgesetz fest-
gelegten Schwerpunktregionen der Entwicklungszusammenarbeit gehört. 
Nähere Angaben zur Projektförderung sind in Anlage K "Projektliste Tansa-
nia 2003 bis 2005" erläutert.  
 
 b) Welche Maßnahmen und welche Nichtregierungsorganisationen bzw. Durch-

führungsorganisationen wurden gefördert?  
 
Gefördert wurden Projekte des Vereins der Freunde, Förderer und Ehemaligen 
der Freiherr-vom-Stein-Schule, Gladenbach, der Mwanga Secondary School - 
Hilfe e.V., Bad Homburg, des AMANI Gospelchors, Dautphetal, und der Bür-
gerpartnerschaft Dritte Welt e.V., Idstein. Informationen zu den Projekten sind 
in der Anlage K "Projektliste Tansania 2003 bis 2005 angegeben. 
 
V. Umgang mit dem kolonialen Erbe in Hessen  
 
Frage 1. Welchen Stellenwert hat der Umgang mit dem kolonialen Erbe Hessens für die 

Landesregierung?  
 
Einzelne koloniale Aktivitäten sind nur aus den politischen Vorgängergebil-
den des Landes Hessen bekannt. Mit Überwindung des Kolonialismus in der 
überwiegenden Zahl der weltweit verbliebenen Kolonien Anfang der 60er-
Jahre gehörte Hessen frühzeitig zu den ersten Bundesländern, die im Rah-
men ihrer Entwicklungshilfe gerade jungen afrikanischen Staaten beistanden. 
Einzelne universitäre Einrichtungen und Institute oder in Hessen vorhandene 
Archivbestände wurden in den Dienst einer an demokratischen Grundsätzen 
orientierten Forschung gestellt. 
Ein international bekanntes Beispiel ist die Deutsche Kolonial(hoch)schule in 
Witzenhausen, die 1944 ihren Betrieb eingestellt hatte und seit 1957 als 
"Lehranstalt für Tropische und Subtropische Landwirtschaft" des Deutschen 
Instituts für Tropische und Subtropische  Landwirtschaft (DITSL) Aufgaben 
der Entwicklungshilfe mit übernommen hat, die heute im Lehrbetrieb als 
Teil der Universität Kassel eine inhaltlich erweitere Fortsetzung finden. 
Eine besondere Betonung des kolonialen Erbes in Hessen ist aus Sicht der 
Landesregierung für einen historisch verantwortungsbewusstem Umgang mit 
dem deutschem Kolonialismus, beispielsweise in der schulischen und in der 
politischen Bildung, inhaltlich nicht weiterführend, unbeschadet des begrü-
ßenswerten Umgangs mit regionaler und lokaler Geschichte. Dieser darf 
aber nicht die Sicht auf die historische Gesamtperspektive verstellen. 
 
Frage 2. An welchen Aktivitäten kann man diesen Stellenwert erkennen?  
 
Auf Antwort V.1 wird verwiesen. 
 
Frage 3. a) Gibt es ein zwischen den Behörden abgestimmtes Konzept zum Umgang mit 

dem kolonialen Erbe in Hessen?  
 
Nein. 
 
 b) Wenn ja, was beinhaltet dieses Konzept?  
 
Entfällt. 
 
 c) Wenn nein, warum nicht?  
 
Auf Antwort V.1 wird verwiesen. 
 
VI. Wissenschaftliche Begleitung und Kooperation  
 
Frage 1. Welche wissenschaftlichen Einrichtungen befassen sich in Hessen mit Fragen der 

Entwicklungszusammenarbeit des Landes?  
 
An allen hessischen Hochschulen gibt es entwicklungsländerbezogene Akti-
vitäten und Kooperationen. Besonders ist auf die Aktivitäten der Universität 
Kassel, der Johann-Wolfgang-Goethe -Universität Frankfurt am Main, der 
Fachhochschule Frankfurt am Main, der Philipps-Universität Marburg, der 
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Justus-Liebig-Universität Gießen, der Technischen Universität Darmstadt 
und der Hochschule Darmstadt zu verweisen. 
An außeruniversitären Forschungseinrichtungen, an deren Finanzierung das 
Land beteiligt ist, wird dieses Themenfeld nicht schwerpunktmäßig bearbei-
tet. Das schließt nicht aus, dass sich in einzelnen Projekten eine entspre-
chende Zusammenarbeit ergibt. 
 
Frage 2. Auf welchen Gebieten sind die jeweiligen Einrichtungen aktiv?  
 
Von den Hochschulen wurden über folgende Aktivitäten berichtet: 
 
Universität Kassel  
Aktivitäten in der Entwicklungszusammenarbeit auf den Gebieten Forschung, 
Lehre, Wissenschaft, Hochschulentwicklung und Hochschulmanagement.  
 
Technische Universität Darmstadt  
Aktivitäten im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit in drei Fachgebieten:  
Planen und Bauen in außereuropäischen Regionen, Verkehr und Ingenieur-
hydrologie und Wasserbewirtschaftung.  
Der Fachbereich Bauingenieurwesen hatte von 1997 bis 2000 und nun von 
2005 bis 2008 eine Hochschulkooperation mit dem Department of Civil 
Engineering der Addis Ababa University mit einem beachtlichen Austausch 
von Studierenden und Dozenten. Darüber hinaus promoviert zurzeit eine 
nicht unerhebliche Anzahl von Studierenden aus Entwicklungsländern an der 
Technischen Universität Darmstadt. Verschiedene Professoren waren bzw. 
sind beteiligt an der Entwicklung und Umsetzung des "Ethiopian Capacity 
Building Programme", das vom Deutschen Akademischen Austauschdienst 
(DAAD), der Gesellschaft für technische Zusammenarbeit (GTZ), der Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau (KfW) und Internationalen Organisationen getra-
gen wird.  
 
Johann-Wolfgang-Goethe-Universität Frankfurt am Main - ZIAF (Zentrum 
für interdisziplinäre Afrikaforschung) 
Förderung von Drittmittelprojekten mit Afrikaschwerpunkt, Aufbau und 
Pflege institutioneller Partnerschaften, Kontaktstelle zu Politik, Entwick-
lungszusammenarbeit und Wirtschaft, Öffentlichkeitsarbeit. 
 
Fachhochschule Frankfurt am Main 
Der Fachbereich Soziale Arbeit und Gesundheit arbeitet seit zwei Jahren an 
der Konzeption eines entwicklungspolitischen Studiengangs. 
 
Hochschule Darmstadt 
Die Hochschule Darmstadt ist hauptsächlich im Fachbereich Gesellschafts-
wissenschaften und soziale Arbeit mit Fragen der internationalen Entwick-
lungspolitik beschäftigt. Darüber hinaus sind aber auch andere Fachbereiche 
wie Wirtschaft und auch ingenieurwissenschaftliche Studiengänge damit 
befasst. Es bestehen zahlreiche Kooperationen mit Hochschulen in Entwick-
lungsländern (Paraguay, Chile, Costa Rica, Indonesien, China, Vietnam, 
Elfenbeinküste u.a.). Durch das Zentrum für Forschung und Entwicklung 
werden darüber hinaus zahlreiche Forschungsprojekte in Entwicklungslän-
dern unterstützt (neben den oben genannten Ländern auch Jordanien, Syrien, 
Brasilien u.a.).  
Die Hochschule ist besonders aktiv im Bereich Forschung, Lehre, Studium 
und wissenschaftlicher Austausch. In der Vergangenheit kam es in seltenen 
Einzelfällen auch zu tatsächlich technischer Zusammenarbeit wie beispiels-
weise der Hilfe beim Aufbau eines Labors in Paraguay und dem Export von 
Geräten nach Indonesien. Ansonsten beschränkt sich die Zusammenarbeit 
auf rein wissenschaftliche Kooperationen und Austausch. Dies beinhaltet 
auch die Durchführung von Praktika für deutsche Studierende in Entwick-
lungsländern und die Durchführung von Praktika für Studierende aus Ent-
wicklungsländern in hiesigen Unternehmen. 
 
Frage 3. a) Welche dieser Einrichtungen werden vom Land Hessen finanziert bzw. mitfi-

nanziert?  
 
Die Hochschulen werden entsprechend nach den im Landeshaushalt darge-
stellten Budgets finanziert. 
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 b) In welcher Höhe wurden in den letzten fünf Jahren finanzielle Mittel zur 
Verfügung gestellt (bitte für jedes Jahr benennen)?  

 
Es erfolgt keine direkte Finanzierung der Aktivitäten durch das Land. Eine 
indirekte Finanzierung erfolgt über die anteiligen Personalkosten für betei-
ligtes wissenschaftliches und administratives Personal. 
In einzelnen Fällen erhalten Gastprofessoren innerhalb bilateraler Hoch-
schulpartnerschaften ebenfalls eine Förderung aus dem Etat der Hochschule 
(z.B. kostenfreie Unterbringung während des Aufenthaltes in Darmstadt). 
Ebenfalls unterstützt die Hochschule Darmstadt einzelne Studierende aus 
Entwicklungsländern mit Studienabschlussstipendien, um ihnen im letzten 
Semester ihres Studiums die volle Konzentration auf die Diplom-, Bachelor - 
oder Masterarbeit zu ermöglichen. 
Außerdem finden Exkursionen in diesen Ländern statt und hiesige Professo-
ren halten sich innerhalb ihres Forschungssemesters in Entwicklungsländern 
im Rahmen ihrer Forschungsvorhaben auf. 
Konkrete Zahlen für eingesetzte Landesmittel wurden nur von der Universi-
tät Kassel und der Johann-Wolfgang-Goethe -Universität Frankfurt am Main 
gemeldet: 
 
Universität Kassel  
2002: Entwicklungsländer 82.665 €, Übergangsländer 27.215 € 
2003: Entwicklungsländer 65.211 €, Übergangsländer 17.402 € 
2004: 57.403 €  
2005: 50.295 € 
2006: noch nicht ausgewertet 
 
Johann-Wolfgang-Goethe-Universität Frankfurt am Main (Zentrum für in-
terdisziplinäre Afrikaforschung ZIAF) 
2004: 120.000 € (Koordinatorenstelle Ib + Sachmittel)  
2005: 120.000 € (Koordinatorenstelle Ib + Sachmittel) 
2006: 120.000 € (Koordinatorenstelle Ib + Sachmittel) 
 
Frage 4. Welche Gründe lagen vor, um den jeweiligen Haushaltsansatz zu kürzen bzw. zu 

erhöhen?  
 
Über eine Kürzung wurde aus den Hochschulen nicht berichtet. 
 
Frage 5. Welcher Behörde sind die jeweiligen Einrichtungen zugeordnet?  
 
Siehe Antwort zu Frage VI.1. 
 
Frage 6. An welchen nationalen und internationalen Konferenzen zum Thema Entwick-

lungszusammenarbeit nahmen Vertreter welcher wissenschaftlichen Einrichtungen 
aus Hessen in den letzten fünf Jahren teil?  

 
Die Teilnahme von Hochschulmitgliedern an nationalen und internationalen 
Konferenzen zum Thema Entwicklungszusammenarbeit wird in den Hoch-
schulen nicht zentral erfasst. 
 
Frage 7. Welche national und international ausgerichteten Tagungen und Konferenzen 

wurden von hessischen Einrichtungen zur Entwicklungszusammenarbeit in den 
letzten fünf Jahren durchgeführt?  

 
Johann-Wolfgang-Goethe-Universität am Main - ZIAF 
20. Internationale Tagung der Vereinigung für Afrikawissenschaften in 
Deutschland e.V. "Wissen und Wissenschaft in Afrika", vom 24. bis 27. 
Juli 2006, Campus Westend, Goethe-Universität,  organisiert vom ZIAF, 
Sponsoren: DFG, GTZ, KfW, Böll-Stiftung. 
Von den übrigen Hochschulen erfolgte Fehlanzeige bzw. keine Rückmel-
dung. 
 
Frage 8. Welche größeren Austausch-Projekte mit Afrika werden von Institutionen des 

Landes durchgeführt?  
 
Es bestehen eine Vielzahl von bilateralen Austauschprojekten der hessischen 
Hochschulen mit Hochschulen in Afrika.  
 
Universität Kassel 
Universitäten afrikanischer Länder sind regelmäßig auch in das UNISTAFF-
Programm einbezogen. 
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Johann-Wolfgang-Goethe-Universität Frankfurt 
- BMBF Projekt "BIOTA - Scientific support for conservation and sustai-

nable use of biodiversity", Teilprojekt "Analyse, Managementkonzepte 
und Anwendungen zur Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der Pflan-
zenvielfalt" 

- EU-Projekt "SUN-Management tools for sustainable use of natural vege-
tation in West Africa" 

- "Consortium for Development Partnership (CDP)", zusammen mit Insti-
tut für Historische Ethnologie, Goethe -Universität, Point Sud, Bamako.  

- Finanziert von der Northwestern University, ASC Leiden, Council for 
the Development of Social Science Research (CODESRIA) Dakar 

- Internationale Doktorandenschule "Point Sud Annual Institute" in Afrika 
(Fin. von der Volkswagen Stiftung). Erste Tranche für "Libreville, Ga-
bon: Entangled medical fields: transformation of meaning, knowledge 
and practice (17.-24. July 2007), organisiert vom ZIAF und dem Institut 
für Historische Ethnologie in Zusammenarbeit mit Nantes, Bamako und 
Libreville. 

- Binationale Ausstellung "Drehscheibe Sahel - Grabfunde als Zeugen für 
einen globalen Handel in der Eisenzeit Westafrikas" in Frankfurt und 
Ouagadougou, Burkina Faso (Aug. 07 - März 08), incl. Repatriierung 
archäologischer Güter und internationaler Konferenz in Ouagadougou. 
Finanziert von der Deutschen Forschungsgemeinschaft 

 
Philipps-Universität Marburg 
- Forschungsvorhaben "Land policy and land tenure:capacity and network 

building in Developing Countries in transition" Drittmittelprojekt des 
Instituts für Kooperation in Entwicklungsländern, finanziert in drei Pha-
sen von BMZ/GTZ, (2000-2004) (2004-2008), Schwerpunkt afrikani-
sche Länder: Namibia, Südafrika, Kenia, Mali, Benin, Burkina Faso, 
Lesotho, Uganda 

- "Socio-economics of biodiversity management: policy, institutions, land 
use concepts"as part of BIOTA-South, am Beispiel Namibias und Südaf-
rikas, Teil des BMBF-finanzierten BIOLOG Programms, zusammen mit 
den Universitäten Gießen, Hamburg, Cape Town, The Western Cape 
and Namibia (2001-2003, 2004-2006, 2007-2009) 

- "Socio –Economics of Cotton Production in West Africa" als Teil des 
BIOLOG-Programms, BIOTA-West (finanziert durch BMBF), (2007-
2009) 

- Forschungs- und Politikberatungsprojekt "Collective action and property 
reights for poverty alleviation" (finanziert durch BMZ) mit dem Interna-
tional Food Policy Research Institute (IFPRI), Washington, der Hum-
boldt Universität Berlin und anderen Partnereinrichtungen (2004-2007), 
Schwerpunktländer: Äthiopien, Uganda, Kenia 

- Forschungs- und Politikberatungsprojekt "Income generating activities 
as an alternative to desertification: The Mali case" finanziert durch 
BMZ/GTZ (2001-2002) 

 
Justus-Liebig-Universität Gießen 
- Institut für Soziologie (Religionen im Südlichen Afrika, Interkulturelle 

Beziehungen der Buschleute, Soziale Folgen von AIDS im Südlichen Af-
rika, Modernisierungsprozesse im südlichen Afrika) 

- Systematische/Vergleichende Erziehungswissenschaft (Phänomenologi-
sche Forschungen in der Erziehungswissenschaft) 

- Historisches Institut (Geschichte und Politik in Afrika, Geschichtsdenken 
in Afrika, Jugend Tradition und Politik in Ostafrika, Geschichtswissen-
schaften in Kenia) 

- Arbeits-, Betriebs- und Organisationspsychologie (Training erfolgreichen 
und unternehmerischen Handelns) 

- Institut für Geografie (Ausbreitung von Luftschadstoffen auf dem südaf-
rikanischen Highveld) 

- Institut für Biochemie (Trans mRNA-Splicing) 
- Institut für Agrarpolitik und Marktforschung/Bio-ökonomische Modellie-

rung von Weidenutzungskonzepten, Bio-ökonomische Modellierung von 
Entscheidungsfindungen in kommunalen Gebieten) 
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- Abteilung Allgemeine Dermatologie und Andrologie (Ejakulatqualität) 
- Sektion Ernährungssicherung (Modernisierung von Lehre und Forschung 

in Südäthiopien, Nutrition security, livehoods and HIV/AIDS of black 
African farm workers) 

- Institut für Pflanzenbau und Pflanzenzüchtung I (Genotypisierung südaf-
rikanischer Sorghum Landsorten) 

- Institut für Tierzucht und Haustiergenetik (Biodiversity Monitoring ana-
lysis in Africa: Teilprojekt S11 Sozio-Ökonomische Aspekte des Wan-
dels der Biodiversität im südlichen Afrika)  

 
"Socio-economics of biodiversity management: policy, institutions, land use 
concepts"as part of BIOTA-South, am Beispiel Namibias und Südafrikas, 
Teil des BMBF-finanzierten BIOLOG Programms, zusammen mit den Uni-
versitäten Marburg, Hamburg, Cape Town, The Western Cape and Namibia 
(2001-2003, 2004-2006, 2007-2009) "Socio-Economics of Cotton Producti-
on in West Africa" als Teil des BIOLOG-Programms, BIOTA-West (finan-
ziert durch BMBF), (2007-2009) 
 
Frage 9. a) Nehmen hessische Hochschulen an dem EU-Programm ALFA (América 

Latina - Formación Académica) teil?  
 
Nein. 
 
 b) Wenn ja, welche Hochschulen mit welchen Projekten und in welchem finan-

ziellen Umfang?  
 
Entfällt. 
 
 c) Wenn nein, warum nicht?  
 
Die Hochschulen setzen ihre Schwerpunkte der internationalen Wissen-
schaftsbeziehungen in andere Zielgebiete und Bereiche z.B. nimmt die Uni-
versität Kassel in der Zusammenarbeit mit lateinamerikanischen Ländern an 
den Programmen DIES (Dialogue on Innovative Higher Education Strate-
gies) und UNICAMBIO (International Programme on Management of Quali-
ty and Change in Higher Education) teil, die Justus-Liebig-Universität Gie-
ßen und die Philipps-Universität Marburg orientieren sich nach Osteuropa 
und in die USA. 
 
Frage 10. a) Unterstützt bzw. fördert das Land Hessen Nichtregierungsorganisationen, die 

im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit angesiedelt sind?  
 
Johann-Wolfgang-Goethe-Universität Frankfurt 
Nov. 2006: Förderung eines Projektes der Uraha Foundation Germany (1. 
Vors. Prof. Friedemann Schrenk) durch das Wirtschaftsministerium "Um-
weltbildung und dem Erhalt lokalen Wissens in Malawi".  
Projektvolumen 20.000 €, davon 15.000 aus dem Wirtschaftsministerium, in 
Zusammenarbeit mit dem ZIAF und dem Cultural and Museum Centre in 
Karonga, Malawi. 
Im Hochschulbereich fördert das Land Programme, die vom World Univer -
sity Service (WUS) durchgeführt werden. Die Förderung ist projektbezogen 
für die Vergabe von Stipendien an Studierende und Wissenschaftler aus 
Entwicklungsländern einschließlich eines Notfonds zur Unterstützung aus-
ländischer Studierende, die unverschuldet in eine wirtschaftliche Notlage 
geraten sind sowie für studienbegleitende Maßnahmen zur beruflichen Quali-
fikation und Vorbereitung auf spätere Reintegration von Studierenden aus 
Afrika, Asien und Lateinamerika (Studienbegleitprogramm STUBE). 
 
 b) Wenn ja, welche, mit welchem Ziel und in welchem Umfang in den Jahren 

2003 bis 2006?  
 
Es wurde folgende Programm des WUS gefördert: 
- Das Studienbegleitprogramm (STUBE) des WUS wurde in den Jahren 

2003 bis 2006 in Höhe von 92.000 € gefördert. STUBE ist ein Pro-
gramm für Studierende aus Afrika, Asien und Lateinamerika und bietet 
Seminare, Akademien und berufsbegleitende Praktikums- und Studien-
aufenthalte im Herkunftsland an. Durch das Programm wird das Angebot 
der hessischen Hochschulen ergänzt, indem entwicklungspolitische Inhal-
te vermittelt und Studierende für eine berufliche Tätigkeit in ihrem Hei-
matland qualifiziert werden. Ziel ist es, die Reintegration in den Heimat-
ländern zu erleichtern sowie die Rahmenbedingungen für ein Studium an 
hessischen Hochschulen zu verbessern. 
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- Der Notfonds zur Unterstützung ausländischer Studierender, die unver-
schuldet in eine wirtschaftliche Notlage geraten sind, wurde in den Jah-
ren 2003 bis 2006 mit jeweils 54.570 € gefördert. 

- Das Hessische Stipendienprogramm wurde in den Jahren 2003 bis 2006 
gefördert mit Mitteln in Höhe von:  

 2003 - 96.145 € 
 2004 - 78.938 € 
 2005 - 52.703 € 
 2006 - 82.866 € 
 
Sogenannte Surplace Stipendien wurden vergeben an 
 

 2003 2004 2005 2006 
Vietnam 16.950 € 25.423 € 25.423 € 25.423 € 
Palästina 11.556 € - - - 
Mali - 10.272 € - 10.807 € 

 
 c) Wenn nein, warum nicht?  
 
Entfällt. 
 
Frage 11. a) Leistet die Landesregierung Hilfe bei der Vernetzungsarbeit von Entwick-

lungsprojekten an Hochschulen, im Rahmen von Nichtregierungsorganisatio-
nen und anderen?  

 
Im Hinblick auf die Autonomie der Hochschulen wird in die inhaltlichen 
Aktivitäten nicht durch die Landesregierung eingegriffen. 
Das HMWK unterstützt die Arbeit des WUS z.B. durch Finanzierung der 
Programme (siehe Antwort IV.10). 
 
 b) Wenn ja, wie?  
 
Im Rahmen des Studienbegleitprogramms des WUS werden regelmäßig 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler Hessischer Hochschulen als Refe-
rentinnen und Referenten in den Seminaren und Akademien eingesetzt.  
Im Rahmen seiner Auslandsprojekten nutzt WUS darüber hinaus das Know-
How von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler Hessischer Hochschu-
len, so z.B. seit 1990 in Vietnam im Rahmen von Capacity Building Pro-
gramme und in den Jahren 1993 bis 1997 in Eritrea, beim Aufbau der Inge-
nieurwissenschaftlichen Fakultät der Universität Asmara. 
Das HMWK fördert darüber hinaus seit 1999 die Internetseite "Hessische 
Hochschulen im Nord-Süd Kontext", um das entwicklungspolitische Leis-
tungspotential hessischer Hochschulen "sichtbar" zu machen. WUS trägt mit 
Unterstützung der Hochschulen in systematischer Form zusammen, wo in 
Hessen entwicklungsländerbezogene Angebote, Vorlesungen, Seminare und 
Forschungsarbeiten angeboten werden. Das Projekt ist bundesweit einmalig, 
für 2007 ist ein Relaunch der Seite geplant. 
 
Frage 12. a) In welcher Form fördert die Landesregierung im Rahmen der Entwicklungszu-

sammenarbeit bürgerliches Engagement und Ehrenamt?  
 
Die Hessische Landesregierung fördert mit der Ehrenamtskampagne "Ge-
meinsam aktiv - Bürgerengagement in Hessen" das ehrenamtliche und frei-
willige Engagement der hessischen Bürgerinnen und Bürger in vielfältiger 
Weise. Ein großer Kongress in Kassel zeigte die Vielfalt des Engagements in 
Hessen, regte neue Diskussionen an und führte zu einer Vernetzung der 
unterschiedlichsten Organisationen. Mehrere Wettbewerbe ermöglichten viel 
beachtete Präsentationen vorbildlicher Projekte. Die Einrichtung der Lan-
desehrenamtsagentur, die sich um den Ausbau der lokalen Infrastruktur für 
ehrenamtliches Engagement in den hessischen Kommunen kümmert, sowie 
der von Hessen initiierte verbesserte Versicherungsschutz im Ehrenamt und 
die Einführung der bundesweit einmaligen Ehrenamts-Card als modernes 
Instrument der Anerkennung bürgerschaftlichen Engagements sind weitere 
Beispiele für das innovative Förderkonzept der Landesregierung. Eine ei-
genständige Förderung bürgerschaftlichen Engagements für nachhaltige 
Entwicklung in den Entwicklungsländern ist im Rahmen dieser Kampagne 
nicht vorgesehen. 
Das bürgerschaftliche Engagement von Nicht-Regierungsorganisationen und 
ihrer Aktivisten für nachhaltige Entwicklung in den Entwicklungsländern 
kann jedoch im Rahmen der Projektförderung zur entwicklungspolitischen 
Zusammenarbeit durch das hessische Wirtschaftsministerium gefördert wer-
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den, Projektmittel stehen dort im Förderprodukt Entwicklungszusammenar-
beit zur Verfügung. 
 
 b) Wie verteilt sich diese Förderung von bürgerlichem Engagement auf die 

entwicklungspolitische Inlandsarbeit und wie und in welchem Umfang wird 
bürgerliches Engagement in den Entwicklungsregionen gefördert?  

 
Auf die Antwort zur Frage II 1 wird verwiesen. Für die Förderung der ent-
wicklungspolitischen Inlandsarbeit stehen Projektmittel im Förderprodukt 
Entwicklungszusammenarbeit des hessischen Wirtschaftsministeriums bereit. 
Im Jahr 2006 wurden Projektmittel für Aufgaben der Inlandsarbeit in Höhe 
von 69.100 € bewilligt. Die Unterstützung des bürgerschaftlichen Engage-
ments am Beispiel der Gründung des Entwicklungspolitischen Netzwerks 
wurde in der Antwort zu Frage II 2 erläutert. 
 
Wiesbaden, 28. Juni 2007 

Dr. Alois Rhiel 
 
 
 
 
Anlagen 
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Anlagen (Übersicht): 
 
Anlage A:  
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
BMZ, Bundesländer, Statistisches Bundesamt: "ODA-Leistungen der Bun-
desländer 2000-2005" 
 
Anlage B: 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
BMZ, Bundesländer, Statistisches Bundesamt: "ODA-Leistungen 2005 - 
Hessen" 
 
Anlage C: 
Statistisches Bundesamt: "Studierende aus Entwicklungsländern, Studien-
platzkosten für Studierende aus Entwicklungsländern, Ausgaben pro Studie-
renden aus Entwicklungsländern" 
 
Anlage D: 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
BMZ: Leistungen der Länder - ODA: Hessen - Berichtsjahr 2003 
 
Anlage E: 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
BMZ: Leistungen der Länder - ODA: Hessen - Berichtsjahr 2004 
 
Anlage F: 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
BMZ: Leitfaden "Was ist Official Development Assistance ODA?" 
 
Anlage G: 
Landeszentrale für politische Bildung: Themenliste 1999 bis 2006 
 
Anlage H: 
HMWVL: Anteil der Zuwendungsempfänger zur Projektförderung in Süd-
asien, China 1999 bis 2006 
 
Anlage I: 
HMWVL: Anteil der Zuwendungsempfänger zur Projektförderung im Na-
hen/Mittleren Osten, Nordafrika 1999 bis 2006 
 
Anlage J: 
HMWVL: Anteil der Zuwendungsempfänger zur Projektörderung in Zent-
ralamerika un in der Andenregion Südamerikas 
 
Anlage K: 
HMWVL: Projektliste Tansania 2003 bis 2005 
 


































































































